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Erſcheint zunächſt monatlich zweimal, am 1. und 15. Seftellungen nur durch die zuſtändigen Poftanftalten (Poſt⸗ 

zeitungspreisliſte Seite 266) erbeten. In Sonderfällen erfolgt die Zuſendung durch die Seſchäftsſtelle Saar⸗ verein, 
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ohne Seftellung uſw. Preis der Einzelnummer mk. 1.— einſchließlich ortsüblichen Teuerungszuſchlages. 
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Bürgſchaften gegen jeden 
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Die Sorge für das Wohlbefinden de 
bevölkerung. 


r Saargebiets⸗ 


was man verſprach — was man tat. 


Die alliierten und aſſoziierten Mächte antworteten der 


deutſchen Friedensdelegation zu den Beſtimmungen über 
das Saarbecken am 16. Juni 1919 u. a.: „Die alliierten 


und aſſoziierten Regierungen haben die größte Sorgfalt 
darauf verwendet, den ewohnern des Saar: 
gebiets jeden materiellen oder morali⸗ 


ſchen Schaden zu erſparen. Ihre Intereſſen find 


in jeder Hinſicht ſorgfältig beachtet worden und ihre Rechts⸗ 
lage wird verbeſſert werden. Man hat Sorge getragen, das 
Strat Syſtem der Verwaltung, in Beziehung auf Zivil⸗ und 
rafgeſetzgebung und auch das Steuerweſen ausdrücklich auf⸗ 
recht zu erhalten. 
Die Regierungskommiſſion iſt nicht der 
franzöſiſchen Regierung, ſondern dem Völ⸗ 
kerbunde verantwortlich, was genügende 
Mißbrauch der ihr 
anvertrauten Macht bietet; außerdem wird 
die Kommiſſion gehalten ſein, die Anſicht 
der gewählten 
hören, bevor ſie zu irgendeiner Geſetzänderung oder zur 
Erhebung einer neuen Steuer ſchreitet. 

Die Regierung wird keine andere Aufgabe und keine 
andere Intereſſen haben, als die Sorge für das Wohl⸗ 
befinden dieſer Bevölkerung. Die alliierten und 
aſſoziierten Regierungen haben volles Vertrauen, daß die 
Einwohner des Gebietes keinen Grund haben werden, die 


neue Verwaltung als eine ihnen ferner ſtehende zu be⸗ 


trachten als es die von Berlin und München war.“ 


Am 26. Februar 1920 erließ der Präſident im Namen 
der Regierungskommiſſion eine Proklamation anläßlich 
ihres Dienſtantritts an die Bewohner des Saargebiets. Darin 
ſagte ſie u. a.: „Die Regierungskommiſſion erachtet es zu⸗ 
nächſt als ihre Pflicht, ſich das Vertrauen der Bevölkerung, 
deren Geſchicke in ihre Hände gelegt ſind, zu verdienen. Unter 
der hohen Aufſicht der Regierungskommiſſion werden die 
Einwohner ihre gewohnten örtlichen Tagungen abhalten, 
ihre religiöſen Freiheiten ausüben, ihre Vereine, ihre Schulen 


und ihre Sprache beibehalten können. Die Sicherheit der 


rſon und des Eigentums werden ſich des kräftigſten 
itzes erfreuen. Indem fie ſich von den gleichen Grund⸗ 
Ren leiten läßt, denen auch der Völkerbund entſprang, iſt 
e gewillt, der Bevölkerung mit den Gefühlen 
bereitwilligen Entgegenkommens näher⸗ 
zutreten. | 
Andererſeits geht ihr Beſtreben dahin, die reichen Hilfs⸗ 
quellen des Landes wieder herzuſtellen und Ruhe in die 


ertreter des Gebiets zu 


ergehen ver 


Gemüter der Bevölkerung zu bringen. Die Re⸗ 
hat ſich vorgenommen, eine feſte wohl⸗ 
geordnete 

darüber zu wachen, daß das Land eine tüchtige Verwaltung 
erhalte. Sie wird niemals eine Ausbeutung der 
Bewohner des Saargebiets dulden oder es zu⸗ 


laſſen, daß ſie bezüglich der Entlohnung ihrer Arbeit irgend⸗ 


wie benachteiligt werden. | 


. 


Die Regierungskommiſſion wird des weiteren ganz be- 


ſonders 15 Augenmerk auf die Förderung der Induſtrie und 


auf die Hebung der Lage der Arbeiter richten. 
Mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Kräften wird ſie dahin 


ſtreben, die Produktion zu heben und den Angeſtell⸗ 


ten und Arbeitern alle jene Vorteile zu verſchaffen, die mit 
der Einhaltung wohlgeordneter Betriebe vereinbar find. 
Von dieſem Geſichtspunkte aus wird ſie die von den Ar⸗ 


beitnehmer⸗ und Arbeitgeberverbänden ge⸗ 


äußerten Wünſche berückſichtigen. 


Auf dieſe Weiſe wird es den Bewohnern des Saarlandes 


gegeben ſein, zugleich ihrem Vertrauen zum Völker⸗ 
bund Ausdruck zu geben. Sie iſt entſchloſſen, unter der 
loyalen Mitwirkung der Bevölkerung im Saargebiet den 
Geiſt der Ordnung, der Freiheit und der Ge⸗ 


rechtigkeit walten ai laſſen, andererſeits aber auch das 


Wohlergehen und die perſönliche Sicherheit 

der Einwohner zu gewährleiſten und ihren 
Rechten Achtung zu verſchaffen.“ | 

Der Präſident Rault hat dieſe Proklamation ſeinerzeit 

mit ſeinem Namen gedeckt. Inzwiſchen ſind 21 Monate ins 

Land gegangen. Von den ſchönen, Zufriedenheit und Wohl⸗ 

— Worten iſt nichts übrig geblieben als 

die Buchſtaben auf dem Papier. Die alliierten und aſſoziier⸗ 


ten Mächte haben ſeinerzeit, als Frankreich verſuchte, das 


Saargebiet zu annektieren, in amtlichen Dokumenten feierlich 
verſprochen, „deſt Bewohnern des Saargebiets jeden mate⸗ 
riellen oder moraliſchen Schaden zu . eet ihre Intereſſen 
338 und ihre Rechtslage zu verbeſſern.“ Ein gleiches 

rſprechen hat die Regierungskommiſſion in ihrer Prokla⸗ 
mation gegeben. Sie hat verſprochen, die von den Arbeit⸗ 
nehmer⸗ und Arbeitgeberverbänden geäußerten Wünſche zu 
berückſichtigen. Beide Organiſationen ſind im Laufe der 
21 Monate ſehr oft und ſehr dane bei der Regierungs⸗ 
kommiſſion vorſtellig geworden, um Wünſche zu äußern zur 
Wahrung der Intereſſen und Wohlfahrt der Bevölkerung. Es 
iſt zu wiederholten Malen ſehr eindringlich der Regierungs⸗ 
kommiſſion erklärt worden, daß die weitere Einführung 


egierung ins Leben zu rufen und genau f 
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der Frankenzahlung das Saargebiet wirtſchaftlich 
vollſtändig ruiniere; man hat dieſe Erklärungen durch ſtati⸗ 
Unterlagen und durch Gutachten von Cadfennern 

ützt. Herr Rault hat ihnen erklärt, „daß er leider nicht 
in der Lage fei, den Wünſchen der Bepölke⸗ 
rung nachzukommen.“ Die Bevölkerung hat ſich durch 
berufene Vertreter an den Völkerbund gewandt und ihm an 


nd einer Denkſchrift nachgewieſen, daß die Regierungs⸗ 


ommiſſion das Saargebiet in Grund und Boden wirtſchafte, 
es politiſch und wirtſchaftlich zu einer Ruine geſtalte und das 
demokratiſche P 
gröblichſter Weiſe mißachtet. And trotz alledem 
— die Regierungsfommiffion ſetzt ihre Politik fort. 

Die Frankenpolitik der Saarregierung hat ſich bereits zu 
einem europäiſchen Skandal ausgewachſen, den zu beſeitigen 
der Völkerbund, will er ſein Anſehen und ſeine Würde nicht 
aufs Spiel ſetzen, jetzt allen Anlaß hat. Dazu iſt der Völker⸗ 
bund um ſo mehr verpflichtet, als nicht bemäntelt werden 
kann und auch nicht mehr beſtritten wird, daß die Saar⸗ 
regierung vollſtändig unter dem Einfluß 
der n Regierung ſteht. Die franzöſiſch 
orientierten Mitglieder der Regierungskommiſſion ſind vor 
kurzem in Paris geweſen und haben ſich neue Inſtruk⸗ 


tionen geholt. Dieſe laufen darauf hinaus, unter allen 


Umſtänden an dem bisherigen Kurs feſtzu⸗ 
an und den Geheimauftrag des franzöſi⸗ 
ſchen Miniſters Loucheur an Herrn Rault 


reſtlos zu erfüllen. f 


tin zip des Völkerbundes in 


Bei dem ganzen Charakter der Saargebiets bevölkerung 
iſt es unter dieſen Umſtänden natürlich nicht verwunderlich, 


wenn die Dinge im Saargebiet eine andere Wendung ge⸗ 
nommen haben, als wie die Regierungskommiſſion es ſich 
vielleicht gedacht hatte. In den Beſtimmungen über das 
Saarbecken iſt mehrfach davon die Rede, daß bei beabſichtigter 
Abänderung beſtehender Geſetze, Verordnungen uſw. die ge⸗ 
wählten Vertreter der Bevölkerung nach ihrer Anſicht ge⸗ 
fragt werden ſollen. Der Geiſt dieſer Beſtimmungen kann 
alſo nur der ſein, daß die Wünſche der Bevölkerung bei der⸗ 
artigen Abänderungen berückſichtigt werden ſollen. Die Re⸗ 
gierungskommiſſion ſteht jedoch auf einem anderen Stand⸗ 
punkt. Nach ihrer Anſicht iſt den Forderungen dieſer Be⸗ 
ſtimmungen ſchon entſprochen, wenn derartige Entwürfe den 
eee Vertretern zur Kenntnisnahme zugehen. Ihre 
inwände und Wünſche läßt ſie vollſtändig außer Betracht. 
a Zu welchen Zuſtänden eine derartige Politik führen 
mußte, beweiſen die Entſchlüſſe, die jetzt von ſämtlichen 
Kreistagen des Saargebiets gefaßt wurden. Es kommt 
darin zum Ausdruck, daß die Kreistage es ablehnen, mit der 
Regierungskommiſſion überhaupt noch zuſammen zu ar⸗ 
beiten, nachdem ſie für ein demokratiſches Regime nicht das 
geringite Verſtändnis hat und die Beſtimmungen des Saar⸗ 
eckenabkommens, ſoweit die Rechte und die 
Bevölkerung in Frage kommen, für ſie nicht exiſtieren. Der 
Kreistag Ottweiler faßte ſeine Stellung zur Saar⸗ 
regierung wie folgt zuſammen: gee 
1, Mit einer belangloſen Ausnahme find die bisherigen 
Gutachten der Kreistage nicht berückſichtigt worden. 


ohlfahrt der 


Die geleiſtete mühevolle Arbeit war alſo vergeblich. 2. In man⸗ 


chen wichtigen geſetzgeberiſchen Angelegenheiten ſind die Kreis⸗ 
tage als die gewählten Vertretungen der Saarbevölkerung (im 


Sinne der Auslegung des Friedensvertrages durch die Regie⸗ 


rungskommiſſion) nicht befragt worden, ſo zum Bei⸗ 
ſpiel bei der Einführung der ſtaatlichen Frankenbeſoldung und 
der Frankentarife bei Poſt und Eiſenbahn, bei der neuen Steuer⸗ 
verordnung uſw. Der Kreistag iſt der Anſicht, daß eine Be⸗ 
fragung der gewählten Vertreter der Bevölke⸗ 
tung bei allen wichtigen Sachen ſtattfinden 
muß, nicht aber vorzugsweiſe bei Nebenſachen bezüglicher⸗ 
weiſe nach Belieben der Regierungskommiſſion. Das bisherige 
Verhalten der Regierungskommiſſion gegenüber den gewählten 
Vertretern der Bevölkerung entwürdigt die als Volks⸗ 
vertretung geltenden Körperſchaften und ſpricht jeder 
zeitgemäßen demokratiſchen Staatsauffaſſung 
Hohn. 3. Der Kreistag hat in Erfahrung gebracht, daß ſeitens 
der Regierungskommiſſion in Berichten an den Völkerbund be⸗ 
hauptet wird, daß die betreffenden Geſetzesänderungen bezie⸗ 


„Saar · Feennd" 


* 


*» 


hungsweise neuen Geſetze nach Befragung der gewählten Ver: 
treter der Saarbevölkerung erlaſſen worden ſeien. In dieſer 
Darſtellung liegt eine offenkundige Irreführung des Völker⸗ 


bundes und der öffentlichen Meinung ſowohl im Saargebiet 


als auch in allen intereſſierten Ländern; denn dieſe Darſtellung 
muß den Eindruck erwecken, als wenn die bisherige geſetzgebe⸗ 
riſche Tätigkeit der Regierungskommiſſion in harmoniſchem Ein⸗ 
vernehmen mit den gewählten Vertretern der Bevölkerung er⸗ 
folgt ſei. Wie bereits unter 1 und 2 angeführt worden iſt, iſt 
das Gegenteil der Fall. Der weitaus größte Teil der betreffenden 
Regierungsmaßnahmen iſt im Widerſpruch mit dem 


Gutachten der Kreistage pp. beziehungsweiſe ohne 


deren Befragen erfolgt. 


Der Kreistag muß es unter dieſen Umitinden 


ablehnen, Gutachten über Geſetzes vorlagen 
abzugeben, ſo lange er durch ſolche Begut⸗ 
achtung der Regierungskommiſſion eine Hand⸗ 
habe dafür bietet, der Oeffentlichkeit ein irre⸗ 
führendes Bild über das Verhältnis zwiſchen 


Regierung und Volksvertretung zu geben. Von 


dieſem Standpunkt kann der Kreistag nur dann abgehen, wenn 
die Regierungskommiſſion künftig dafür eine Gewähr bietet, 


daß ſie alle wichtigen Geſetzentwürfe den gewählten Vertretern 


der Bevölkerung vorlegt und die abgegebenen Gutachten auch 
berückſichtigt. Der Kreistag beſchließt, daß dieſe einmütige 
Entſchließung, dem Völkerbunde 
Kenntnis gebracht werden ſoll.“ 3 
Eine andere Entſchließung des Kreistages Saar⸗ 


louis vertritt einen ähnlichen Standpunkt, und zwar heißt 


„Der Kreistag lehnt es ab, ohne auf die vorgelegte Ver⸗ 
ordnung betr. Einkommenbeſteuerung der nichtphyſiſchen Per⸗ 
ſonen im einzelnen einzugehen, Steuern rückwirkend zu bewilli⸗ 
gen. Er ſieht ſich um ſo mehr zur Ablehnung des vorgelegten 


Entwurfs beſtimmt, als den Vertretern bis heute 


noch kein Haushaltsplan über Einnahmen und 
Ausgaben des Saargebietes vorgelegt worden 
iſt, die Kreistage ſomit auch nicht in der Lage ſind, die Not⸗ 
wendigkeit neuer Steuern zu prüfen. — Der Kreistag erhebt 
auch bei dieſer Gelegenheit wieder die Forderung auf 
Schaffung eines Saarparlaments, das auch in 
der Steuerfrage mitbeſtimmend wirken kann. 1 


Der Kreistag mißbilligt aufs entſchiedenſte die durchſichtige 


Politik der Regierungskommiſſion in der Frankenfrage, die die 
nur auf Markeinkommen angewieſene Bevölkerung einem 
ſicheren Elend preisgibt und auf die Dauer zur 
Auswanderung zwingen muß. Er erhebt Ein⸗ 
ſpruch gegen den Eingriff in die Selbſtver⸗ 
waltung der Kommunen und Kreiſe in dieſer Frage.“ 
In der Sitzung des Bezirkstages in Hom⸗ 
burg erklärte die ſozialdemokratiſche Fraktion u. a. 
„Die Meinung der Bevölkerung, die ſie bei wich⸗ 
tigen Geſetzesänderungen durch ihre gewählten Vertreter bis 
jetzt bekundete, ijt von der Regierungskommiſſion glatt ig no- 


riert worden. Damit iſt die Tätigkeit der Bezirkstage, 


entgegen dem Sinne des Friedensvertrages, zur Farce, zu 
einem Poſſenſpiel herabgewürdigt worden.“ 


Beſonders kennzeichnend aber fits die ganze Situation 
im Saargebiet iſt folgender Beſchluß des Kreistages 
Saarbrücken: 


„Der 2 hat nach reiflicher Ueberlegung ſich entſchloſſen, 
vorgelegte egierungsverordnungen und Ge⸗ 
ſetze nicht mehr zu begutachten. Er ſchließt ſich den Er⸗ 
klärungen der Kreistage Ottweiler und Saarlouis vollinhaltlich 
an. Dieſer Beſchluß findet ſeine Begründung in der politiſchen 
und wirtſchaftlichen Handlungsweise der Regierungskommiſſion. 
Dieſe hat ſeit ihrer Einſetzung nach Anſicht der Bevölkerung nur 
das eine Ziel, die Abtrennung des Saargebietes vom Mutter⸗ 


lande zu betreiben. Es iſt allgemein bekannt, daß die Saar⸗ 


regierung in ihrem bisherigen Beſtreben das Saargebiet 
politiſch und wirtſchaftlich abzutrennen, auch 
noch die kirchliche Abtrennung herbeiführen will. 
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keine Beachtung. Wir forderten: Schaffung eines Saarparla⸗ 
mentes, Einführung des Betriebsrätegeſetzes, Bildung einer Ar⸗ 
beitskammer für das Saargebiet, Einführung aller ſozialen Ge⸗ 
ſetze, welche ſeit November 1918 in Deutſchland geſchaffen wurden 
und dort Geltung haben, ſteuerliche Erfaſſung der Schieber⸗ und 
Wuchergewinne, Einführung von Beſitzſteuern, Beſeitigung aller 
Privilegien. — Keine dieſer von der Geſamtbevölkerung aufge⸗ 
ſtellten Forderungen hat Gehör gefunden. Dagegen hat die Re⸗ 
gierungskommiſſion, entgegen dem einmütigen Willen der Kreis⸗ 
tage Geſetze geſchaffen, die von der Geſamtbevölkerung als bitteres 
Unrecht empfunden wurden. * 
Der Kreistag erſucht die politiſchen Parteien und die beruf⸗ 
lichen Vertretungen der Arbeitnehmer, der Induſtrie und des Han⸗ 
dels beim Völkerbund dahingehend vorſtellig zu werden, daß der⸗ 
ſelbe von dem verfaſſungsmäßigen Recht des § 17, Wh). 2 der An⸗ 
lage zu den Artikeln 45—50 des Verſailler Vertrages Gebrauch 


macht, und die jetzigen Mitglieder der Regierungskommiſſion nach 


Ablauf der einjährigen Amtszeit abberuft und ſie durch neue 


erſetzt. 


„Der Präſident der Regierungskommiſſion 
ſoll einem neutralen, am Saargebiet unin⸗ 
tereſſierten Mitgliedsſtaat entnommen wer⸗ 
den. Er ſoll der deutſchen Sprache in Wort und 
Schrift mächtig ſein. Die Schaffung ruhiger, wirtſchaft⸗ 
licher und politiſcher Verhältniſſe und die Wiederherſtellung eines 
Vertrauensverhältniſſes zwiſchen der Bevölkerung und der Ver⸗ 
treterin des Völkerbundes erheiſcht gebieteriſch dieſe Maßnahme, 
denn die jetzige Regierungskommiſſion des Saargebietes hat ſich 
durch ihr bisheriges Verhalten jedwedes Vertrauen der Bevölke⸗ 
kerung verſcherzt. 

Der Kreistag beſchließt, daß dieſe Entſchließung im Wort⸗ 
laut dem Völkerbunde mitzuteilen iſt und ſpricht die 


dringende Bitte an dieſen aus, Vertreter des Völker⸗ 
bundes nach dem Saargebiet zu entſenden, damit 


dieſe ſich in perſönlicher Fühlungnahme mit den 
Volksvertretern, ſowie der Vertretung der Wirt: 
ſchafts⸗ und Berufsgruppen von der Notwendig⸗ 


keit der erbetenen Maßnahmen überzeugen.“ 


Die Zeit vom 26. Februar 1920 bis zum 19. November 
1921, dem Tage des Saarbrücker Kreistagsbeſchluſſes, kenn⸗ 
zeichnet den Weg, den die Regierungskommiſſion gegangen 
iſt und kennzeichnet die Politik, die ſie im Saargebiet ver⸗ 
folgt. Die Bevölkerung des Saargebietes, die ſich mit den 
——— abgefunden hatte, daß fie und ihre Heimat von 
einer Völkerbundskommiſſion, die als Treuhänderin gelten 


ſollte, verwaltet wird, ſpricht durch ihre berufenen Vertreter 


der Kreis⸗ und Bezirkstage in offener und nicht mißzuver⸗ 
ſtehender Weiſe der Regierungskommiſſion jegliches Ver⸗ 
trauen ab, wirft ihr Mißbrauch des ihr übertragenen Amtes 
vor und verlangt vom Völkerbund die Abberufung der „Treu⸗ 
händer“. Wenn das irgendeiner anderen Regierung auf der 


ganzen Welt widerfahren wäre, ſie hätte zur Wahrung ihrer 
Würde die einzig möglichen Konſequenzen gezogen und wäre 


zurückgetreten. Die Saarregierung tut das nicht. Sie 
bietet vielmehr alles auf, um entgegen dem Verſprechen vom 


„Saar ⸗ Freund“ 
Aus dieſen Gründen ſieht ſich der Kreistag außerſtande, noch 
weiterhin der Bevölkerung gegenüber der Regierungskommiſſion 
den Rücken zu decken, da bisher mit einer einzigen belanglojen 


Ausnahme die Gutachten unberückſichtigt blieben. | 
Berechtigte Wünſche im Intereſſe der Bevölkerung fanden 


Statt Ind 


26. Februar 1920 das Mißtrauen der Bevölkerung 
gegen ſich in immer weiterem Maße hervorzurufen. 
Briand hat Ausgang Oktober in der Kammer mit 
pathetiſchen Worten behauptet: „Im Saargebiet iſt man ſehr 
zufrieden mit unſerer (franzöſiſchen) freiheitlichen Re⸗ 
gierungsweiſe.“ Die kleine Zuſammenſtellung der Ent⸗ 
ſchließungen der Kreis⸗ und Bezirkstage des Saargebietes, 
wie ſie oben erfolgt iſt, beweiſt am beſten die „Zufrieden⸗ 
heit“ der Bevölkerung des Saargebietes mit dieſer Re⸗ 
gierungsweiſe, die vom Völkerbund ausgehen ſoll, von 
Frankreich aber ausgeführt wird. Angeblich verwaltet die 
Kommiſſion das Saargebiet im Namen und im Auftrage des 
Völkerbundes, der angeblich die Idee der Demokratie und 
des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker verkörpern und ihr 


zum Siege verhelfen will. Die Tätigkeit der Regierungs⸗ 


kommiſſion bedeutet nichts anderes als die mit Ueberlegung 
ausgeführte Vergewaltigung dieſer Ideen. | 
Obwohl der Regierungskommiſſion bekannt ijt, daß die 
Einführung der Frankenwährung im Saargebiet das Saar⸗ 
gebiet wirtſchaftlich zugrunde richten muß, läßt fie ſich den⸗ 
noch trotz energiſchen und immer wiederholten Proteſtes der 
Stats Judd von ihrer Frankenpolitik nicht abbringen. 


zugrunde, ſtatt die Lage der Arbeiter und Angeſtellten zu 
heben, werden ſie der Verelendung entgegengeführt, ſtatt 
die Produktion zu heben, müſſen Arbeiterentlaſſungen, Be⸗ 


triebseinſchränkungen vorgenommen und auf den Saar⸗ 


gruben ſeit Monaten Feier n poll verfahren werden. Nach 
dem Willen des Völkerbundes ſollte das Saargebiet als das 
Gebilde des Völkerbundes das glücklichſte Land der Welt 
werden, heute zählt es zu den unglücklichſten Ge⸗ 
bieten. Die Verhältniſſe im Saargebiet haben ſich zum 
Drama entwickelt, deſſen Opfer die unglückliche Bevölkerung 
und das Land ſelbſt geworden ſind. Und geht man den 
Gründen nach, die dieſe Verhältniſſe geſchaffen haben, ſo hat 
vor kurzem der franzöſiſche Miniſter Loucheur die Antwort 
darauf gegeben, als er den Präſidenten der Regierungs⸗ 
kommiſſion des Saargebietes, den franzöſiſchen Staatsrat 
Rault daran erinnerte, „was F 
erwartet“, nämlich: 


das Saargebiet. 


Verſprochen und durch Unterſchrift beſtätigt aber hat 


man dem Saargebiet: Sicherung und Wahrung der Rechte 
und Wohlfahrt der Bevölkerung! | 
regierung geſchaffenen Verhältniſſe ſtellen ein Verbrechen 
dar, da ſie einen großen Teil der Bevölkerung in das furcht⸗ 
barſte Elend hineingetrieben, das blühende Wirtſchaftsleben 
an der Saar zu einer Ruine verwandelt hat. Die Forde⸗ 
rungen der Bevölkerung ſind mißachtet, die gewählten Ver⸗ 
treter verhöhnt worden. Wenn hier der Völkerbund nicht 
einſchreitet, macht er ſich an dem Verbrechen der franzöſiſchen 
Politik im Saargebiet mitſchuldig und bricht das 
das er dem Saarvolk gegeben hat: 5 
„Die Regierung wird keine andere Aufgabe und 
keine andern Intereſſen haben, als die Sorge für das 
Wohlbefinden dieſer Bevölkerung.“ 
Das verſprach man — aber was hat man getan? 


Der Rampf um das Kecht. 


In unſerer letzten Nummer ſagten wir bereits, daß die 
franzöſiſche Gewaltpolitik im Saargebiet auf der ganzen Linie 
egreich ſei. Die Saarregierung darf „ſtolz“ darauf ſein, ſich nach⸗ 
gen zu laſſen, daß ſie unter Verhöhnung des demokratiſchen 
erwaltungsprinzips und unter gröbſter Verletzung des Selbſt⸗ 


verwaltungsrechts der Gemeinden ihren Willen gegen den 


Willen der Bevölkerung in der Frankenfrage durchge⸗ 
ſetzt hat. Nachdem die Saarbrücker Stadtverordneten auch den 
letzten Frankenbefehl vom 8. November in ihrer Sitzung vom 
gleichen Tage abgelehnt hatten, beauftragte Präſident Rault den 
Verwaltungsausſchuß mit der — in dieſer 
Frage. * von der Saarregierung eingeſetzte Ausſchuß hat 
ch am 9. November mit der Frage der Beſoldung der kommu⸗ 
nalen Bedienſteten Saarbrückens beſchäftigt. An dieſer Sitzung 

ben folgende Herren teilgenommen: Oberregierungsrat 
r. Schlodtmann als Vorſitzender, Regierungsrat Cuſtor, 
Regierungsrat Knipper, Bauunternehmer Hellenthal, 
St. Ingbert, Landwirt Lerner, St. Wendel, un . 
Weber, Medelsheim. Zu dem Antrag des Präſidenten der 


Regierungskommiſſion, „der Verwaltungsausſchuß wolle unter Be⸗ 
zugnahme auf § 11 des Kommunalbeſoldungs⸗Geſetzes der Stadt 
Saarbrücken die Beſoldung der Beamten in Fran⸗ 
ken währung und in gleicher Höhe wie den Staatsbeamten 
aufgeben“, hatte Bürgermeiſter Dr. Neikes längere Gegen⸗ 
ausführungen gemacht, in denen darauf hingewieſen wird, daß 
die in dem § 11 geforderte angemeſſene Beſol⸗ 
dung der ſtädtiſchen Beamten durch die Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſion unmöglich gemacht wurde, da 
ſie die Durchführung des betreffenden Beſchluſſes der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung verſagte. Der Einwand der Regierungs⸗ 
kommiſſion, daß bei Durchführung des Beſchluſſes der Steuer⸗ 
umlageſatz von 600 Prozent an Gemeindeſteuern überſchritten 
werden müßte, ſei fe da nach Informationen des ftaat- 
lichen Finanzamts Saarbrücken das für Saarbrücken as 
fähige Staatsſteuerſoll erheblich höher ſein wird als dem 2 
lagebeſchluß der Stadt Saarbrücken zugrunde gelegt wurde. Die 


vorgeſehene Erhebung eines Umlageſatzes von 600 Prozent würde 


einſchließlich der aus anderen Fonds zur Verfügung ſtehenden 


tie und Handel zu fördern, richtet fie fie 


rankreich von ihm 


Die von der Saar⸗ 


ort, 
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Mittel der Stadt 36 528 604 M. zur Verfügung ſtellen. Die 
Durchführung des ne vom 25. Oktober 
— thöhung der Gehälter und Löhne der ſtädtiſchen Bedienſteten 
würde rund 9 200 000 M. erforderlich machen. Die von der 
Regierungskommiſſion geforderte Zahlung eines vollen Franken⸗ 
ausgleichszuſchlages bedeute bei einem Kursſtande des Franken 
von 14 M. eine durchſchnittliche Aufbeſſerung der Gehälter und 
Löhne um 316,67 Prozent oder eine tatſächliche Ausgabe 
für die Zeit vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 von 
58 726 452 M. Bei einem Kursſtande von 20 M. würden die 
Aufbeſſerungen 495,24 Prozent oder 91842256 M. ausmachen, 
deten Deckung der Stadt im Rahmen der heute zu recht 
beſtehenden Steuergeſetzgebung aus laufenden Mitteln, ohne die 
Zuhilfenahme einer Anleihe, nicht möglich iſt. Ebenſowenig 
4 ie Stadt aus eigener Kraft in der Lage, die Gehälter und 
öhne in der Frankenwährung zu leiſten. Die Einnahmen aus 
der Erhebung der ſtädtiſchen 
Elektrizität, die in dem Frankenbefehl der Regierung zur Be⸗ 
dingung gemacht wird, würden die Frankenausgaben bei weitem 
nicht decken, um ſo weniger, als heute ſchätzungsweiſe noch etwa 
Dreiviertel der Bevölkerung der Stadt Saarbrücken auf reine 
Markeinnahmen angewieſen und daher zur Tragung der Ge⸗ 
bühren, Steuern und Beiträge in Franken außerſtande iſt. 
Scomit erſcheine die Vorausſetzung des § 11 des Kommunal⸗ 
beamten⸗Geſetzes, daß die angemeſſene Beſoldung der finanziellen 
sion et igkeit der Stadtgemeinde entſprechen muß, nicht ge- 
geben zu ſein. 
Trotz dieſer einwandfreien Aufklärungen kam der Ver⸗ 
waltungsausſchuß zur Beſtätigung der Fran⸗ 
ken verordnung der Saarregierung, und zwar eben- 
Us unter Anziehung des § 11 des preußiſchen Geſetzes 2d. Jan 
Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten vom 30. Juni 
1899. Der Beſchluß verlangt die Gleichſtellung der Beamten der 
Stadt Saarbrücken mit denen der Regierung, und zwar in der⸗ 
ſelben Währung. Schon der eine Hinweis, daß der an⸗ 
geführte Paragraph des preußiſchen Geſetzes ſelbſtverſtändlich nie⸗ 
mals die Frankenwährung vorſieht, könnte bereits beweiſen, wie 
unhaltbar dieſer Beſchluß des 


Verwaltungsausſchuß verſucht, ſeine Stellungnahme in einer 
l Erklärung zu begründen, und verſteift ſich auf den 
ſchluß der Stadtverordneten⸗Verſammlung vom 30. November 


1920, „welcher ohne Einſchränkung ausſpricht, daß die ſtädtiſchen 
Beamten grundſätzlich dieſelben Gehälter wie die Staatsbeamten 
des Saargebiets erhalten ſollen, und ſogar den Grundſatz aufſtellt, 
daß dieſe Gleichſtellung automatiſch erßol 
Die Einwände des Bürgermeiſters, daß die Stadt nicht in der 
Lage ſei, die 33 Frankeneinnahmen zur Auszahlung 
der Frankengehälter hereinzubekommen, tut der Verwaltungs⸗ 
ausſchuß mit dem Hinweis auf das Angebot der Regierungs⸗ 
kommiſſton ab, die notwendigen Frankenbeträge ee Rurje 1:5 
aus der Landeskaſſe zur Verfügung zu ſtellen. Allerdings trifft 
te die Regelung der Gehaltsfrage für die Beamten entſprechend 
tejem Angebot der Regierungskommiſſion nur bis 31. März 1922 
und überläßt es der Stadtgemeinde, „in der Zwiſchenzeit im Be⸗ 
nehmen mit ihren Beamten und im Einverſtändnis mit der Auf⸗ 
ſichtsbehörde für die weitere Zukunft eine ihrem Beſchluß vom 
30. ners 1920 entſprechende Regelung der Beamtengehälter 
Der Verwaltungsausſchuß hat geglaubt, unter allen Um⸗ 
ſtänden den Anweiſungen der Regierungskommiſſion folgen zu 
miifjen, er hat ſich augenſcheinlich über die elementarſten Rechts⸗ 
begriffe unbedenklich hinweggeſetzt, ſonſt durfte er unter keinen 
Umſtänden eine ſolche Entſcheidung treffen. Er iſt nur inſofern 
von dem Wege der Regierungskommiſſion abgewichen, als er ſich 
ür die Fern etzung der 
rbeiter für unzuſtändig erklärte. Im yor og hat 
er vollſtändig außer acht Rechte — und das iſt eine grobe Ver⸗ 
: legung des unparteilichen Rechtsgrundſatzes — daß die Verfügung 
der Regierungskommiſſion und der Verſuch zur Durchführung 
dieſer Verordnung einen unerhörten Gewaltakt der Regierungs⸗ 
kommiſſion und eine Verletzung des Saarbecken⸗Abkommens dar⸗ 


2 das eine Aenderung von Geſetzen uſw. nur nach Anhörung 
er gewählten Vertreter der Bevölkerung zuläßt. Die Auszahlung 


der Gehälter in Mark bedeutet eine Aenderung eines beſtehenden 
Ge ebes, nämlich des Beamtenbeſoldungsgeſetzes, das ſich lediglich 
auf die Markwährung ſtützt. Es muß geradezu als eine Ver⸗ 
öhnung der Bevölkerung, deren Abneigung gegen den Franken 
die Regierungskommiſſion kennt, bezeichnet werden, wenn ſie ſich 
set ein preußiſches Geſetz ſtützt, das ſelbſtverſtändlich bei einer 
Beſoldung von Beamten nur die Markwährung vorausſetzt. 
Stadtverordnete und Stadtverwaltung 
anf die Entſcheidung des Verwaltungsaus⸗ 
chuſſes nicht anerkannt und deshalb erneut Beſchwerde er⸗ 
hoben. In ihrer Sitzung vom 14. November ſtimmten die Stadt⸗ 
verordneten mit allen gegen vier Kommuniſten folgender inter ⸗ 
fraktionellen Erklärung zu: 
8 e Stadtverordnetenverſammlun * It trotz der 
Entſcheidung des Verwaltungsausſchuſſes vom 9. 11. 21 


· Freund" 


bühren für Gas, Waſſer und 


gehoben. 
Dieſen Schritt der Saarbrücker Stadtverordnetenverſammlung 


twaltungsausſchuſſes ijt. Der 


öhne der Angeſtellten und 


ihren Beſchluß vom 25. 10. 21 aufrecht und lehnt die 
Frankenbeſoldung ab. Ueber die Anempfehlung des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes, den Angeſtellten und Arbeitern Franken⸗ 
beſoldung zu gewähren, geht die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung zur Tagesordnung über. 

Die inzwiſchen weitergeſchrittene Teuerung veranlaßte die 
Stadtverordnetenverſammlung, den beſchloſſenen LN 
Zuſchlag auf 75 Prozent der neuen deutſchen Löhne und Ge⸗ 
hälter zu erhöhen unter Beibehaltung der im Beſchluß vom 
25. 10. vermehrten Familien⸗ und Kinderzulagen. Alle früheren 
ben ſind, ſoweit ſie dieſem Beſchluſſe entgegenſtehen, auf⸗ 
gehoben. 

Auf Grund dieſes Beſchluſſes erwartet die Stadtverord⸗ 
netenverſammlung, daß die Streikenden die Arbeit unverzüglich 
wieder aufnehmen. Der Organiſationsausſchuß wird ermächtigt, 
alle nit dem Streik und der Wiederaufnahme der Arbeit zu⸗ 
ſammenhängenden Fragen zu regeln.“ . 

Als Proteſt gegen die Verwaltung der Stadt durch die Res 
gierungskommiſſion und gegen den Eingriff in das Selbſtver⸗ 
waltungsrecht der Gemeinden wurde hierauf die Sitzung auf⸗ 


ault, in 
aarbrücken 
Forderung, „alles Erforderliche 
des erwaltungs⸗ 


beantwortete der Präſident der Regierungskommiſſion 
einem am 18. November an den Bürgermeiſter von S 
gerichteten Schreiben mit der 
anzuordnen, damit der Beſchluß 


ausſchuſſes unverzüglich zur Ausführung ge⸗ 
langt“. 1 Rault bist ier aber vollkommen außer acht, 


daß die von der Stadt Saarbrücken eingelegte echts⸗ 
beſchwerde auf den 84915 des Verwaltungsausſchuſſes 
eine aufſchiebbare itfung ausübt. Wenn er 


trotzdem die ſofortige des Beſchluſſes jo 


bedeutet das einen Eingriff in ein ſchwebendes Ver⸗ 
Dieſer Tatſache muß ſich der Präſident der Regie⸗ 
weifellos bewußt geweſen ſein, 
eginn ſeines Schreibens an den Saarbrücker 
Bürgermeiſter ſelbſt darauf hin, „daß die Frage, ob die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlnug in der Lage 8 ſich rechtlich begründe⸗ 
ten Verpflichtungen durch einfachen Beſchluß zu entziehen, von’ 
der Inſtanz zu prüfen ſein wird, welcher die Ent⸗ 
Lact ung über die Beſchwerde gegen | 
eſchluß des Verwaltun Aae, obliegt.“. 
Bevor dieſe Inſtanz aber über pice Beſchwerde der Stadt Saar⸗ 
btiiden noch n 5 entſchieden hat, iſt die Saarbrücker Stadt⸗ 


fahren. 
rungskommiſſion 
denn er weiſt 2 


verwaltung durchaus nicht verpflichtet, den Beſchluß des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes als rechtsverbindlich anzuſehen. Herr Rault 
ſetzt ſich über dieſe Tatſache einfach hinweg, indem er in ſeinem 
Schreiben folgendes ausführt: 
„Aus dem erſten Teil des Beſchluſſes der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung kann nur entnommen werden, daß die Stadtverord⸗ 
netenverſammlung nach wie vor nicht geneigt iſt, den Be⸗ 
amten freiwillig (!) die Frankenbeſoldung zu bewilligen. 
Der Beſchluß kann fed nicht die Bedeutung haben, 
daß die Stadtverordnetenverſammlung die Abſicht hege, die 
Ausführung des Beſchluſ es des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes vom 9. November zu hindern. Die Stadtverord⸗ 
33 hierzu auch nicht in der Lage, da 
es außerhalb des Rahmens ihrer Zuſtändigkeit liegt, die Durch⸗ 
führung eines für ausführbar erklärten “gg des Vers 
N uſſes zu hemmen.“ Dieſe Sprache übertrifft 
alles bisher Da 2 an Anmaßung und Rechtsverneinung. 
Es iſt vollſtändig unzuläſſig, über die Beſchwerde der Stadt 


Saarbrücken rückſichtslos hinwegzugehen und dem 2 der 
Saarbrücker Sta — K 9 lediglich die Bedeu⸗ 


tung zuzuſchreiben, daß fie nach wie vor nicht geneigt fei, den 
Beamten paren die Frankenbeſoldung 81 bewilligen. Herr 
Rault ſcheint * zu ignorieren, daß die Stadt Saarbrücken ſo⸗ 
wohl als auch die Stadtverordnetenverſammlung es ablehnen 
den 3 des Verwaltungsausſchuſſes als rechtsverbindli 

anzuſehen. Es iſt daher eine 85e verfehlte Taktik ſeinerſeits, 
wenn er drohend betont, daß die Stadtverordnetenverſammlung 
nicht in der Lage ſei, die Durchführung des Beſchluſſes des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes zu hemmen. 

Das Schreiben hat aber noch eine weitere, in der 

ukunft vielleicht noch einmal wertvoll werdende Rechts⸗ 
edeutung. Herr Rault gibt zu, nee die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung trotz wiederholten unzuläſſigen Druckes ſeitens der 
Negierungskommiſſion den nicht einführen 
wolle, alſo muß es auf gewaltſamem Wege peldeben — daher 
die Beſtimmung „Anhörung der Bevölkerung.“ ae 
deutſcher n iſt es außerdem nicht angängig, da 
eine leitende Stelle, die noch dazu, wie im vorliegenden Falle, 
Partei im Streite iſt, in ein ſchwebendes Verfahren eingreift. 
Ueber ſolche — — aber het Herr Rault angeſichts 
des Auftrages von Paris mit ironiſchem Lächeln hinweg — er 
iſt ja vom Völkerbund berufen. 


Was die Angeſtellten und Arbeiter betrifft, ſo erklärt Herr 
Rault in ſeinem Schreiben: „Der Verwaltungsausſchuß konnte 
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Nummer 28 


unverhohlen Demagogie! mals 
die Stadt Saarbrücken die Verpflichtung übernommen, Gehälter 


Saarbrücken ſeit dem Waffenſtillſtand mit genauer 
durchleſen, und er wird nichts be oe was ihn dazu berechtigte, 


keine andere 


geübt hat, jo ijt es die Regierungskommiſſion, die die F 


ſchaft des Saargebietes zugrunde geht. 


bevölkerung in zwei Lager zerſpaltet, in Mark⸗ und 


artigen 
Monaten erneut in eine Erregung verſetzt. Un⸗ 


zerrütten. Die Regierungskommiſſion 


— 


„Saar ⸗ Freund“ 


jedoch nach Lage der Gesetzgebung die Stadt zur Aus⸗ 


führung der ihnen gegenüber übernommenen 
Verpflichtungen nicht anhalten. Er hat ſich 
deshalb darauf beſchränkt, der Stadt eine Regelung zu emp⸗ 
fehlen, deren Annahme zum mindeſten die Billigkeit ()) 
erfordere. Die Stadtverordnetenverſammlung iſt dieſem „Appell 
an ihr Billigkeitsgefühl und an die früher von ihr über ⸗ 
nommenen (2) Verpflichtungen“ nicht gefolgt. Sie hat 
im Gegenteil den Angeſtellten und Arbeitern keine andere 
Wahl gelaſſen, als die beſchloſſenen Zuſchläge in Mark 
anzunehmen. Rotgedrungen haben die letzte⸗ 
ren angenommen.“ 3 


Hier treibt der Präſident der Regierungskommiſſion 


nn in aller Welt hat jemals 


und Löhne in 


ranken auszuzahlen? Herr Rault ſoll ſämt⸗ 
liche Beſchlüſſe 


er Stadtverordnetenverſammlung der Stadt 
Sorgfalt 


zu behaupten, die Stadt Saarbrücken wäre jemals die Ver⸗ 


pflichtung der l an Arbeiter und Angeſtellte 
eingegangen. Offenbar liegt in di 


und Entſtellungen die Abſicht, die ſtädtiſchen Arbeiter und An⸗ 


geſtellten gegen die Stadtverwaltung aufzuwiegeln und ſie für 
die „treuſorgende“ Regierungskommiſſion zu gewinnen. Beſon⸗ 
ders die Be * man hätte den Angeſtellten und Arbeitern 

ahl gelaſſen, als die beſchloſſenen Zuſchläge in 
Mark anzunehmen, iſt 5 Demagogie; denn das eine 
iſt klar: wenn jemand in erpreſſeriſcher Weiſe einen Druck . 
ranken⸗ 
währung einfach diktiert, ſelbſt wenn darüber die geſamte Wirt⸗ 
Die Stadt Saarbrücken 
kämpft hier einen ehrenvollen Kampf um die Exiſtenz der ge⸗ 
ſamten Saarbevölkerung. Sie kann von dem Prinzip nicht ab⸗ 
gehen, in jeglicher Form die „ og abzulehnen, 
weil die Frankenlöhnung die treibende Kraft iſt, die die — 
ranken⸗/ 
empfänger, die ſchon aus den elementarſten Exiſtenzgründen her⸗ 
aus nicht nebeneinander leben können, denn die Markempfänger, 


eſer Taktik der Verdrehungen 


noch nicht abzuſehen, denn 
der Entſcheidung einer Inſtanz, die, ebenſo wie der Verwaltungs⸗ 
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die in der Mehrzahl ſind, würden dem ſicheren Elend preis⸗ 


gegeben ſein. 

Angeſichts der außerordentlichen Erbitterung, mit der auf 
beiden Seiten die Prinzipienfrage der Frankenentlohnung aus⸗ 
A ‘ree wird, iſt es Aufgabe der ſtädtiſchen Arbeitnehmerſchaft, 
ie Stadt Saarbrücken in ihrer tadellos ſtandhaften Dattung 
gegenüber der Regierungskommiſſion pu ſtärken. Herr Rault ha 


hat die Genehmigung zu der Erhöhung der Seſc ter und Löhne 
der Angeſtellten und Arbeiter gemäß dem Beſchluß der Stadt⸗ 


es ſich nun vorgenommen, einen Zuſammenhalt der Kräfte auf 
deutſcher Seite zu verhindern, und darum ſät er Zwietracht. Er 


verordnetenverſammlung von 15. November erteilt, aber er lagt } 


in ſeinem Schreiben 
netenverſammlun die volle 

keiten zu überlaſſen, die ihre augenblickl we 
nächſten Zukunft mitbringen kann“. Den An 


daß er gezwungen ſei, „der Stadtveror 


geſtellten und Ar⸗ 


beitern jedoch will er einreden, ſie hätten ſich dem Beſchluß der 


Saarbrücker Stadtverordnetenverſammlung aus Not un 8 
Damit glaubt Herr Rault die erſten Keime zur Fre na gelegt 
zu haben, denn ſchon die Drohung, die 
verſammlung für die Folgen ihres Beſchl 
machen, iſt ein Signal für weitere Intrigen. Sa ee 
Auf die ſtädtiſchen Beamten hat das Vorgehen der Regie⸗ 
tungskommiſſion ſchon die erwünſchte Wirkung ausgeübt. äh⸗ 
rend noch eine Entſchließung in Umlauf geſetzt war, die vom 
Bürgermeiſter und den ſtädtiſchen Beigeordneten unterzeichnet 
war, in der die Beamten ſich für die Markbeſoldung ausſprechen, 
5 plötzlich der ſtädtiſche Beamtenausſchuß erklärt, daß er, „um 
einen Keil in die Beamtenſchaft 1 nicht in der 
Lage ſei, auf die Durchführung des Beſchluſſes des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes zu verzichten“. Leider haben alſo die ſtädtiſchen Be⸗ 


tadtverordneten⸗ 
uſſes verantwortlich zu 


amten die Stadt Saarbrücken desavouiert, aber dennoch mca 
and⸗ 


die Saarbrücker Stadtverordnetenverſammlung auf ihrem 
punkt. Ob ſie dabei den 3 Erfolg haben wird, iſt 
ie eingelegte Berth 


für alle Schwierig⸗ 
fi altung in der 


werde unterliegt 


ausſchuß, doch nichts anderes darſtellt als einen Ableger der 


Saarregierung, die es nicht für nötig hält, bei der Löſung lebens⸗ 


wichtiger Fragen die Vertreter der Saarbevölkerung ſelbſt an⸗ 


zuhören. 


Schlammpflanzen. 


Die Papen Politik im Saargebiet mit ihren verſchieden⸗ 
ropagandamitteln hat das Saargebiet in den letzten 


mittelbaren Anlaß gab die Regierungskommiſſion mit ihrem Ver⸗ 
ſuch, über Nacht das Saargebiet nach Weſten umzuſtellen. Die 
einzelnen Phaſen ihrer de die en ſind bekannt, es iſt be⸗ 
kannt, auf welche Weiſe ſie die allgemeine Frankenwährung im 
Saargebiet einführen wollte, um in dieſer Frage einen Abſchluß 
zu erreichen. Die Regierungskommiſſion hat darin die Rechnung 
ohne die wirtſchaftlichen Tatſachen gemacht. Trotz aller Regie- 
rungskünſte und Geheimanweiſungen von Paris hat man die be⸗ 
8 Tatſachen nicht einfach aus dem Wege räumen können, 
a dieſe Tatſachen das Wirtſchaftsleben an der Saar aufs 
innigſte berühren. Dieſe Politik führte pu der wirtſchaftlichen 
Kataſtrophe, wie wir ſie flach im Saargebiet erleben. Man hat 
der Saarregierung begreiflich zu ace verſucht, daß man eine 


wirtſchaftliche Entwicklung von Jahrhunderten nicht einfach auf 


at dieſe Tatſachen n 


den Kopf ſtellen kann, ohne das geſamte Wirtſchaftsleben 1 i 
Sie liek ſich allein von ihrem Auftrag 


erückſichtigen wollen. 


aus Paris leiten und trieb damit die Bevölkerung zur Verzweif⸗ 


lung. Dieſe wandte ſich an den Völkerbund. 

Zahlen und Tatſachen beweiſen; fre beweiſen in dieſem Fall, 
daß das Saargebiet wirtſchaftlich aufs engſte mit dem deutſchen 
Wirtſchaftsleben zuſammenhängt. Dieſen Beweis erbringt auch die 
Denkſchrift, die die Saarabordnung in Genf überreicht ind Auch die 
Saarregierung und die franzöſiſchen Sozialpolitiker ſind ſich der 
Richtigkeit dieſes Beweiſes bewußt. Sie dürfen aber die Wahrheit 
nicht anerkennen, deshalb bekämpfen ſie die Wahrheit durch Vor⸗ 
ſpiegelung falſcher Tatſachen. | 

Frankreich hat genügend Geldmittel zur Verfügung geſtellt, 
um das Saargebiet nach Weſten umzuſtellen; es hat eine mit 
reichlichen Geldmitteln ausgeſtattete Propagandaſtelle 
mit zahlreichen Agenten, Spitzeln und deutſchen 
Verrätern im Saargebiet errichtet, hat ein Preſſe⸗ 
organ geſchafſen, das das Ausland täuſchen ſoll, und hat 
außerdem unter Umgehung der klaren Beſtimmungen des 
Saarbeckenabkommens eine franzöſiſche Beſatzungstruppe in 
das Saargebiet gelegt, um den franzöſiſchen Propagandaorganen 
zu gegebener Zeit ein ausreichendes Machtmittel in die Hand 
zu geben. Dieſe franzöſiſchen Propagandaeinrichtungen haben 
vieles geleiſtet zur Täuſchung des Auslandes über die wirklichen 
Verhältniſſe im Saargebiet, ſie haben aber nicht vermocht, die 


“ 


— 


fete au und wirtſchaftliche Entwicklung des Saargebietes bei⸗ 
eite zu ſchieben, und ſie haben es nicht vermocht, der Bevölkerung 
an der Saar auf Befehl eine andere Geſinnung beizubringen. 
Die Entſendung einer Abordnung nach Genf zur Au 3 
der Völkerbundsmitglieder über das, was im Saargebiet iſt un 


was man aus ihm machen will, iſt in Saarbrücken in der Allee⸗ 
aris außerordentlich unangenehm empfunden 


ſtraße und in 
worden. Und nun handelt man, helfe was helfen mag, nach dem 
Grundſatz: wer am lauteſten ſchreit muß gehört werden. Was 
im Saargebiet in den letzten Wochen gesch 

worden iſt, übertrifft alles Maß. Man möchte auf den Gedanken 


kommen, daß Frankreich einen Preis ausgeſetzt hat für den⸗ 
jenigen, der am unverſchämteſten und quantitativ am meiſten 


lügen kann. Man hat fogenannte Frankendemonſtratio⸗ 


nen in Szene geſetzt, die zum größten Teil aus der Landeskaſſe 


und aus den Kaſſen der Verkehrsanſtalten bezahlt wurden; man 
hat dieſe bezahlten Demonſtrationen zu Rieſenkundgebungen ge⸗ 
ſtempelt, obwohl nur ein kleiner Bruchteil der Bevölkerung durch 
Bezahlung oder Irreführung daran teilgenommen hat; man hat 
die Gegner dieſer Politik in der unflätigſten Weiſe beſchimpft, 
verdächtigt, verleumdet. Alles das machte auf die Saarbevölke⸗ 
rung keinerlei Eindruck. Impulſiv erhob fie ſich zu ge walti⸗ 
gen Gegenkundgebungen, die bisher einzig in der Ge⸗ 
ſchichte des Saarbrücker Landes daſtehen; ſie hat die Verdächtiger 
und Verleumder abgeſchüttelt und zurückgewieſen. Eins hat die 
Saarbevölkerung allerdings nicht fertig gebracht, ſie hat es auch 


gar nicht verſucht: Mit ſolcher Unwahrhaftigkeit, mit ſolcher Ge⸗ 


wiſſenloſigkeit und ſolcher Verleumdung zu konkurrieren, wie es 
von den bezahlten Fremdlingen und Verrätern geſchehen iſt. 

Man ſoll die ehrliche Ueberzeugung jedes einzelnen achten, 
man ſoll ſich mit dieſer Ueberzeugung ſachlich auseinanderſetzen, 
ſich aber mit Elementen abzugeben, deren ina und „Ueber⸗ 
zeugung“ käuflich zu haben find, ijt nicht ratſam, da gegen Un⸗ 
wahrhaftigkeit und Verleumdung nicht anzukämpfen iſt. Wir 
mußten uns leider mit dem „Le Nouveau Courrier de la Sarre“ 
wiederholt beſchäftigen, da er gegen den Willen und gegen die 
innerſte Ueberzeugung der Bevölkerung an der Saar aus dem 


deutſchen Saargebiet ein franzöſiſches Annexionsland machen will. 


Nach den letzten Erfahrungen, die wir mit dieſem franzöſiſchen 
Propagandaorgan machen mußten, müſſen wir es jedoch ab⸗ 


lehnen, uns unter Nennung dieſes Preſſeerzeugniſſes weiter⸗ 


hin mit ihm zu befaſſen. Denn dieſes Blatt franzöſiſchen Ur⸗ 
ſprungs ſtellt eine Schlamm⸗ und Giftpflanze dar, bei deren 


rien und geſchrieben 
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Pa fenes Franzoſentums, das die franzöſiſchen G 


deutſche Front im Saargebiet zu 


manches erzählen, wovor in der 
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„Saar ⸗ Freund“ 


Nummer 23 


Berührung jeder Gefahr läuft, ſich zu infizieren. Wir wollen des⸗ 
2 heute nochmals in dieſe Werkſtätte bezahlter Meinungs⸗ 
ußerungen hineinleuchten und kurz die Perſonen IFiggleren, ie 
dort zum aden des Saargebietes ihr Unweſen treiben. 
ajor Richert ijt unſer Feind; denn er ijt ein Vertreter 

renzen bis zum 
hein vortragen will. Wir wollen das, was deutſch iſt, dem 
Deutſchtum erhalten, wir wollen, daß das Saargebiet deutſch 
bleibt, wie es immer deutſch geweſen iſt. In einem ehrlichen 
und fairen Kampf würden wir gern mit Herrn Richert die 
Klinge kreuzen: nachdem er ſich aber ſolcher Elemente bedient, 
die er ſelbſt wegen ihres verabſcheuungswürdigen Charakters 
nicht über ſeine Schwelle treten läßt, müſſen wir einen Meinungs⸗ 
austauſch mit ihm ablehnen. Wir werden ſeine Tätigkeit und 
eine Wege genau verfolgen und öffentlich nennen, über ſeine 

ethoden Aufklärung geben, aber keine Anſichten gegen ihn ver⸗ 
fechten. Außer Richert hat gelegentlich einer 
redung geäu 


ert, daß ihm nichts widerwärtiger und 
verabſcheuungswürdiger iſt 


als die deutſchen 


Verräter, die ihrem Vaterland eitlen Mam⸗ 


mons wegen in den Rücken fallen. Er müſſe 


io ihrer aber leider bedienen, Da auf anderem 


ege der aufrechten deutſchen Bevölkerung 

nicht beizukommen fet. Er müſſe ſich mit 
Spitzeln umgeben, deren perſönliche 
rung er meidet wie die ſchwarze Peſt! 
nur mit ihrer Hilfe ſei es ihm möglich, die 
ermürben! 
Für dieſe Meinung ſind wir Herrn Richert dankbar. Er wird 
es uns daher nicht übelnehmen, wenn wir uns ſeiner Hilfsgarde 
etwas näher widmen, damit bekannt wird, auf welchem Wege 
— =" Hilfe das Saargebiet für Frankreich gewonnen 
werden ſoll. 5 

Seine Helfershelfer waren am Werk, als es galt, die „150 000 
Saarfranzoſen“ ausfindig zu machen; ſeine Unterſchriften⸗ 
ſammlung hat zum Leidweſen Herrn Richerts nicht die Zahl 1500 
erbracht. Dennoch operierte man mit der Zahl 150 000 geſchickt 
bei den Vorfriedensverhandlungen zuungunſten des Saargebietes 
gegen Deutſchland. Wir nehmen es Herrn Richert nicht übel, daß 
er es bisher verabſäumt hat, darüber der größeren Oeffentlichkeit 
eine Aufklärun iu geben. Ein Betru fällt mit der Zeit in fid 
zuſammen, deshalb muß Betrug an Betrug gereiht werden, um 
nach 10 hin den Schein der Wahrheit zu erwecken. Alſo immer 
wieder bedarf Major Richert der Gift⸗ und Schlammpflanzen, von 
denen wir bereits geſprochen haben. f 

Die ganze Frankenpolitik im Saargebiet iſt ein 


Richert noch ſeine Helfershelfer im unklaren. Nicht immer läßt 
ſich ein Betrug durch Verſchleierung ſo leicht ſtützen wie die 
„150 000⸗Mann⸗Adreſſe“. Der Frankenbetrug wankt bereits. 
Deshalb wird die ganze Garde widerwärtiger Helfershelfer auf⸗ 
geboten, um der langſam aufwachenden Welt ein Bild vor⸗ 
zuſpiegeln, das gar nicht vorhanden iſt. N 
In der ſaarländiſchen Preſſegründung des Herrn 
Richert treten zurzeit zwei Perſonen auf, die ein⸗ 
ander wert ſind. Es iſt tief bedauerlich, daß der eine davon einer 
urdeutſchen Familie entſtammt, der ſchnöden 
Mammons willen ſeine Ueberzeugung, ſein 


fortgeſetzter e auch darüber ſind ſich weder Herr 


verriet. Im gewöhn⸗ 


lichen Leben brauchte man ſich mit dieſer Geſtalt nicht zu befaſſen; ſie 


iſt zu unbedeutend, noch zu wenig abgeklärt, zu verantwortungs⸗ 


los und außerdem nicht ſauber genug, um ihr eine größere Be⸗ 
deutung beizumeſſen. Sie würde eines Tages, nachdem ſie ſich 


an unverdauten + grace den Magen und den Geiſt verdorben 


t, in der Maſſe untertauchen als unnützes Glied der menſch⸗ 
ichen Geſellſchaft. Im gewöhnlichen Leben würde man mit 
dieſem Menſchen keinerlei Berührung haben wollen, da ſeine Ver⸗ 
gangenheit de viele jener dunklen Punkte aufzuweiſen hat, deren 
Bekanntwerden er ſo ſehr fürchtet. Ein Lothringer könnte 
arallelſtraße große Sorge 
herrſcht. Würde man dann noch immer den Mund ſo voll 
nehmen und Lehrmeiſter ſein wollen, wo man die Lehrjahre aus 
beſtimmten Gründen nicht beenden durfte? Er und ſein „ehren⸗ 
werter Mann“, deſſen Vergangenheit nicht immer ohne Strafgeſetz 
dahin glitt, ſind einander wert! Nur der ſtarke Schutz dunkler 
und gewiſſenloſer Kräfte ſchützt ſie vor dem Verderben. Dieſem 
Schutz verdanken fie ihre Exiſtenz! Und die übrigen Helfershelfer, 
die Skribifaxe, die ſich in dem Blättchen aufblaſen, als ſeien ſie 
allein die Herren der Welt? Sie ſind es wahrlich nicht wert, 
ſich mit ihnen näher auseinanderzuſetzen; es genügt, wenn man 
weiß, daß ſie nicht ihrer wahren Ueberzeugung wegen reden und 
ſchreiben, die nicht einer Idee wegen agitieren, die nicht einen 
ehrlichen Kampf führen, ſondern die eine Sache verfechten, der 
ſie innerlich fern ſtehen, weil ſie nur Konjunkturpolitik treiben. 
Es ſind Schlammpflanzen, die auf dem Sumpfboden der Unwahr⸗ 
haftigkeit und der Verleumdung wuchern, weil eine höhere Gewalt 
ihre Ausrottung und Unſchädlichmachung verhindert. An dem 
Tage, an dem das Recht im Saargebiet waltet, werden dieſe 
Schlammpflanzen verſchwinden, da ſie das Licht der Wahrheit, die 


¢ 


privaten Unter: 


wollten, trugen 
lung, die Stimmzettel derer, die die Erhöhung 3 fan⸗ 
den, lauteten: Für die Regierungskommiſſion. Die Sta 


Schlacht zu liefern, die ſie anſtrebte. Das Reſultat bl 


Gründe des Rechts und die ag | der ae zu 2 
haben. An dem Tage, an dem das Recht im Saar⸗ 


ebiet triumphiert, wird die Stellung des 
3 Richert unhaltbar geworden ein. 
er 


dann das Heer jener Perſonen mit nach ee 
nehmen, deſſen er +" jetzt zur Eroberung des Saargebiets 
bedient? t hat die Antwort bereits gegeben; ſeine oben mit⸗ 
geteilten Aeußerungen über jene eae” die ſich Deutſche 
nennen, aber Verräter am Vaterlande ſind, ſagen, daß er ſie 
meiden wird wie die ſchwarze Peſt. 

Auch wir werden jede Berührung mit ihnen vermeiden und 
nur ihre Tätigkeit kennzeichnen, damit jedermann weiß, wo ſie 
zu finden ſind, es ſind Sumpfpflanzen, die die Luft verpeſten 
und deshalb gemieden werden müſſen. . 


Raults Preffe. 


Wie bei früheren Gelegenheiten darauf hingewieſen wurde 
daß die 52 öſiſche Preſſe die Politik der Saarregierung dur 
tendenziöſe 4% Tat der 1 im Saargebiet unter⸗ 
it dieſe Tatlage auch in dem gegenwärtigen Stadium 

er Entwickelung der Dinge im Saargebiet feſtzuſtellen. Der 
„Temps“ leiſtet 
in welchem die Verhältniſſe im Saargebiet ſo dargeſtellt werden, 


wie ſie zur Auswertung der franzöſiſchen Politik im Saargebiet 
im Auslande notwendig erſcheinen. Glei 


wo ein Hochofen nach dem anderen angezündet werde, und ſo 
fort. Die Teuerung allerdings kann er trotzdem nicht wegleug⸗ 
nen, ſchiebt die Schuld daran aber nicht etwa der verkehrten 


[Verwaltungspolitik der Saarregierung zu — der er vielmehr 


das Lob ausſtellt, daß die Verhältniſſe im Saargebiet „unter der 


vortrefflichen Regierung des — 15 Rault Ordnung und 


Blüte im Saargebiet hervorgerufen haben“, — ſondern den 
böſen — Rheinpreußen, die in das Saargebiet kommen 
und dort alle Lebensmittel und Waren aufkauften, da im Saar⸗ 


gebiet noch immer (1) die deutſche Mark in Umlauf fei. Bei der 


tändigen Verteuerung der Lebenshaltung verlangten dann, wie 
es weiter heißt, die ſtädtiſchen Angeſtellten und Arbeiter Ge⸗ 
Ne Der Artikelſchreiber gibt dann eine tendenziöſe 

arſtellung der Verhandlungen über die Zulagen zu den Gehäl⸗ 
tern und Löhnen, die in Franken verlangt worden ſeien, und 
läßt ſich folgendermaßen über die Haltung der Saarbrücker Stadt⸗ 


verordnetenverſammlung aus: „Statt lediglich die Geſchäfte ihrer 


Stadt zu — 2 wollten die Saarbrücker Stadtverordneten, 

mit Ausnahme der 

haben den Franken als das Inſtrument einer franzöſiſchen Pro⸗ 

ages und die Mark als Fahne Deutſchlands betrachtet. Ueber 

ie bekannte Abſtimmung wird geſagt: „Die Stimmzettel der⸗ 

jenigen, die mit Der Erhöhung begnügen 
ie Inſchrift: Für die Stadtverordnetenverſamm⸗ 


tverwal⸗ 
tung war alſo, wie man ſieht, dazu gekommen, die fen ncht 
eb n 
aus. Mit 1188 gegen 118 Stimmen haben ſich die ſtädtiſchen 
Angeſtellten und Arbeiter gegen die Stadtverordneten ausge⸗ 
hoe Der Artikel ſchließt: „Wenn wir die Gelegenheit 
uchten, die Bevölkerung des Saargebiets gegen Deutſchland auf⸗ 
zuhetzen, dann wäre unſer Wunſch durch die Saarbrücker Stadt⸗ 


Aber nicht auf dieſe Weiſe wollen wir Liebe zu Frankreich 
wecken. (1) Unjer Land hat 1 andere Mittel, um 
„ zu erlangen. ir hoffen aljo, daß der Streik 
raſch beigelegt wird und daß n bald den Franken in die 


verwaltung erfüllt, und wir könnten ihr nur a: danken. 


ma 


Portemonnaies der ſtädtiſchen Arbeiter, das Gas und der elek⸗ 


triſche Strom zu den Einwohnern und der geſunde Menſchen⸗ 
verſtand in die Stadtverordneten⸗Verſammlung ſtrömen.“ 


Die „Saarbrücker Zeitung“ bezeichnet den ganzen Artikel als 


Humbug. Leider kann man die Ausführungen des franzö⸗ 


ſchen Blattes nicht bei dieſer e de laſſen, da es 
ch hierbei nicht etwa um eine falſche Darſtellung aus Unkennt⸗ 
— handelt, ſondern um eine i116 Ver⸗ 
rehung 
Saargebiet geſchickt zu verſchleiern und den „Beweis“ zu er⸗ 
bringen, daß tatſächlich erſt unter dem Regime der Regierungs⸗ 
kommiſſion das Saargebiet zu voller Blüte gelangt iſt. Das 
Blatt geht zweifellos von der Auffaſſung aus, daß die Welt 
Dinge leicht vergißt, wenn man an ſie nicht rührt, oder ſie fort⸗ 
laufend jag wiedergibt. Denn es iſt noch gar nicht lange her, 
daß eine Saarabordnung dem Völkerbund in Genf die 
Verhältniſſe ſo ſchilderte, wie ſie wirklich liegen, ſo daß es zahl⸗ 
reichen 5 atl in der Allee⸗ und Parallel-Strake in Saar⸗ 
brücken dieſerhalb nicht ganz wohl war. Denn aus den zahlen⸗ 
mäßigen Unterlagen, die dieſe Delegation in ihrer Denkſchrift 
den Völkerbundsmitgliedern gegeben hat, ging gar zu deutlich 


ch ſogar einen über . Leitartikel, 


in der Einleitung 
bezeichnet er das Saargebiet als „ein glückliches Land 


äußerſten Linken, große Politik treiben. Sie 


er Wahrheit, um die franzöſiſche Politik im 
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Kummer 23 


»» Saar» Freund“ 


Sette $85 


hervor, daß die franzöſiſche Politik der Regierungskommiſſion 


das Saargebiet wirtſchaftlich an den Abgrund bbe 5 und die 
Bevölkerung wegen der ſteigenden Not der Verzweiflung nahe⸗ 
gebracht hat. Das genannte Saarbrücker Blatt deutet mit Be⸗ 
rechtigung an, daß dieſer Artikel wahrſcheinlich gar nicht von 
einem Redakteur des „Temps“ geſchrieben wurde. Denn die 
Saarregierung hat eine 1 die außerordentlich fleißig 
arbeitet und ſich in geſchickter Weiſe ſogar deutſcher Nachrichten⸗ 


bureaus zur Verherrlichung der Gewaltpolitik der Saarregierung 
zu bedienen weiß. 


Des Saargebietes Not unter der 


Das Weißbuch über das Saargebiet. 


Der „Vorwärts“ beſchäftigt ſich in einem längeren Artikel mit 
oat fer one über das Saargebiet und kommt zu folgendem 
uſſe: 


„Als Sozialdemokraten, die wir grundſätzliche An⸗ 


hänger des Völkerbundgedankens find, würden wir 


es auch vorziehen, über die Tätigkeit des Völkerbundes auch ein⸗ 
mal Gutes berichten zu können. Aber das, was ſich bisher 
in der Angelegenheit des Saargebietes abge- 
| upset hat, ift nur geeignet, den letzten Reſt des 

rtrauens, den die deutſche Arbeiterſchaft in 


die Idee des 
Völkerbundes 


die noch dadurch krenßär t werden, da 
än 


— 


gebiets von Deutſchland ledi Hees. alſchen Behaup⸗ 
tung von den franz e n ympathien des 
Saargebiets zu verdanken hat. Dieſe falſche Auf⸗ 
aſſung, die 5 gefliſſentlich vorgebracht hat, iſt die 

ſache aller unſerer Leiden im Saargebiet, 
die Regierungskommiſſion 


ihre Rolle als Treuhänder des Völkerbundes fo einſeitig auf⸗ 


faßt, wirtſchaftlich und politiſch die Lostrennung des Saar⸗ 
gebietes von Deutſchland für dauernd vorzubereiten. Es wird 


unſere Aufgabe ſein, den Völkerbund von den falſchen Voraus⸗ 


ſetzungen, die zu der Regelung der Saargebietsfrage den Anlaß 
gegeben haben, nachträglich zu überzeugen und dahin wirken, 
daß zum mindeſten das Treuhänder⸗ Verhältnis 


in dem Sinne der Gerechtigkeit gegenüber dem 
wahren Volkscharakter der Saarbevölkerun 
ausgeübt, und dem Rechte der freien Selbſtbeſtimmung au 


des treudeutſchen Volkes an der Saar in der Schwebeperiode kein 


Zwang auferlegt wird, den wir in verſchiedenen Maßnahmen der 
Regierungskommiſſion zu erblicken allen Anlaß haben.“ oes 


Nach der Währung die Schule. 


Was in Lehrerkreiſen ſchon längſt gefürchtet wurde, jetzt iſt 
es Tatſache geworden: Ab 1. April k. J. muß laut Verfügung 
der Regierungskommiſſion in den Volksſchulen der franzöſiſche 
Unterricht obligatoriſch eingeführt werden! 
§ 28 des Saarbeckenabkommens beſagt wörtlich: 
„Die Bewohner des Saarbeckens behalten unter der Ueber⸗ 
wachung des Re⸗ 


ſetzt, zu un⸗ 
ter graben. 
Es handelt ſich 
da um einen eu⸗ 
ropäiſchen 
Skandal, dem 


ſchleunigſt ein 
Ende gemacht wer⸗ 
den muß. Und 
weil wir den 


Völkerhaß leiden⸗ 
ſchaftlich bekämp⸗ 
jen, weil wir die 
era des wahren. 
Völkerbundes in⸗ 
brünſtig herbei⸗ 
ſehnen, gerade des⸗ 
halb wollen wir 
unſere Stim⸗ 
me gegen die⸗ 
ſe Schande er⸗ 
heben und wei⸗ 
ſen wir alle Freun⸗ 
de des Völkerfrie⸗ 


gierungsaus⸗ 
ſchuſſes ihre ört⸗ 
lichen Vertre⸗ 
tungen, ihre reli⸗ 
giöſen Freihei⸗ 
ten, ihre Sch u⸗ 
len und ihre 
Sprache.“ 


Danach darf 
an dem deutſchen 
Charakter der 
Schulen des Saar⸗ 
gebiets nicht ge⸗ 
rüttelt werden Die 
Regierungsfom- 
miſſion ſetzt ſich 
aber entſprechend 
ihrer Geheiman⸗ 
weiſung unbedenk⸗ 
lich über dieſe Be⸗ 
ſtimmung hinweg. 


Die ,, Saar- 
briider Zeitung“ 
führt dazu aus: 


dens und des Völ⸗ Die einfachſten 
— — Grunpfäge Auf 
und Auslande, wei⸗ rundſätze unſe⸗ 
jen wit nament⸗ | Mettlach (Saar): Altes Schloß. ; | rer Zeit werden, 
lich die ſozial⸗ | | : während Briand 
demokratiſche und gewerkſchaftliche Internationale auf das neue | auf der Abrüſtun orate in Waſhington feine arabe Rede 
Weißbuch hin: „Es gilt, die Entſtehung eines über Frankreichs Friedenswillen und über moraliſche Abrüſtung 
neuen Elſaß⸗ Lothringens zu verhindern!“ ält, von dem zermalmenden Schritte des 
Die „Deutſche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt u. a.: ranzöſiſchen Annezionismus im Saargebiet 


„Die Saarfrage iſt nach Oberſchleſien die wichtigſte Frage fü 
ſein, damit 


das deutſche Volk. öge es auf der Hut 
hm nicht nach der 15jährigen Beſetzung auch 
ch dieſes Gebiet mit ſeinen gewaltigen, der 


0 
eutſchen Wirtſchaft unentbehrlichen Natur⸗ 
chätzen durch franzöſiſche Machenſchaften ent⸗ 
iſſen wird. Das vorliegende Buch iſt beſonders geeignet, 
die ungeheure Wichtigkeit dieſer Frage uns auf das deutlichſte 
vor Augen zu führen.“ | 

Der „Berliner Lokal⸗Anzeiger“ ſagt eee 

„Das Buch enthält eine umfaſſende Zuſammenſtellung aller 
Dokumente, in denen ſich der ſchickſalsſchwere Kampf um das 
Saargebiet ſeit ſeinem Uebergang in die Verwaltung der Entente 
abgeſpielt hat. Es kann jedem Deutſchen, der ſich an dieſem Bei⸗ 
piel ein Bild machen will, mit welchen Mitteln der ſogenannte 

ölkerbund ein blühendes Land und eine arbeitſame, ſelbſt⸗ 

bewußte Bevölkerung um franzöſiſcher Raubgelüſte willen in 
Grund und Boden regiert, nicht warm genug empfohlen werden. 

Die „Saarbrücker Zeitung“ bringt eine ausführliche Erörte⸗ 
rung des erſten Teiles des deutſchen Weißbuches über das Saar⸗ 
n der von den diplomatiſchen Vorgängen vor 

er Entſtehung der Saargebietsakte an Hand der 

Tardieuſchen Veröffentlichung Kenntnis gibt.“ In dem Schlußwort 


“ole 2 ſche Schilder bringt den Beweis, daß 
„Die Tardieuſche ilderung erbring n Beweis, 
der Abtrennung des Saar⸗ 


Frankreich ſeine Erfolge bezügl 


rückſichtslos niedergetreten. Wir ſtellen vor dem 
Völkerbund, vor der Welt und vor der Geſchichte feſt, daß der 
Sen der Regierungskommiſſion in das 
Schulweſen ein eklatanter Bruch des Friedens⸗ 
vertrages von Verſailles iſt gang zu 333 von 
den hohen Grundſätzen, die die Kommiſſion als Treuhänder des 
n in ihrer Verwaltung zum Ausdruck zu bringen 

e. 

Die „Voſſiſche Zeitung“ bemerkt in der gleichen An⸗ 
gelegenheit: | 

Die Aeußerung des Saarbrücker Blattes zeigt, daß die Ver⸗ 
fügung der Regierungskommiſſion von der Bevölkerung als ein 
weiterer Schritt zur gewaltſamen Franzöſierung 
eines urdeutſchen Gebietes betrachtet wird. Leiter des Unter⸗ 
richtsweſens iſt ein Däne, der Graf Moltke⸗Huitfeld, ein 
Mann, deſſen Sympathien ausſchließlich franzöſiſch ſind, und deſſen 
Kenntniſſe weniger auf dem Schulgebiet als auf dem der 11 : 
zucht liegen. Da an der Saar die Pferdezucht keine Rolle ſpielt, 
ſo iſt der Graf Moltke in Saarbrücken zweifellos nicht am 
richtigen Platze. Er kennt Land und Leute nicht, er verſteht nicht 
einmal die Sprache der Bevölkerung. Wenn jetzt im Volksſchul⸗ 
unterricht Franzöſiſch gelehrt wird — doch offenbar als Fremd⸗ 
ſprache —, ſo wird es wenigſtens ein ulfach geben, dem 
der höchſte Schulbeamte des Landes zu folgen in der Lage iſt. 
Ob ſich aber deshalb der Aufwand lohnt, kann bezweifelt werden; 
denn es iſt anzunehmen, daß es nicht mehr lange dauern kann, 
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Seite 386 


Speyer würde ein ausgeſpr 
7 ch 


nehmen. Die Regierungskommiſſion, 


glieder der Saarregierung behufs 


—— 


bis die Unmöglichkeit des Grafen Moltke aud dem Völkerbunds⸗ 


rat zum Bewußtſein kommt. Im übrigen bedeutet ein erzwun⸗ 
gener Sprachunterricht ſicher kein Mittel, moraliſche Eroberungen 
zu machen. Eher das Gegenteil. 


Ein Saar-Bistum? 


Die „Voſſ. Ztg.“ meldet u. a.: Neuerdings machen ſich fran⸗ 
öſiſche Beſtrebungen beim Vatikan die Err 
eineseigenen Bistums für das Saargebiet dur 
pulegen und damit abermals ein Band, das die Bewohner mit 
m deutſchen Mutterland verknüpft, qu Der Va⸗ 
tifan wird ſich dieſer Anregung gegenüber die Tatſache tag’ ve 
wärtigen müſſen, daß keinerlei ſachliche Gründe für eine Los⸗ 
löſung des Saargebiets aus dem bisherigen kirchlichen Verbande 
ſprechen. Staatsrechtlich gehört das Saargebiet ohne Zweifel 
zum Deutſchen Reich, deſſen Machtbefugniſſe nur vorläufig ſus⸗ 
ndiert ſind und erſt dann erlöſchen würden, wenn die Mehrheit 
r Saarbevölkerung ig ſeinerzeit in einer freien, unbeeinflußten 
Abſtimmung für einen Anſchluß an Frankreich ausſprechen würde. 
Die Loslöſung des Saargebiets von den Diözeſen Trier und 
ner nn Akt gegen 
Deutſche und ſpeziell gegen den 
atholiſchen Teil des deutſchen Volkes ſein. Der 
atikan aber hat in den ganzen Jahren der Weltkriſe immer 
* — ſeine Unparteilichkeit gegenüber allen Staaten 
und Völkern zu wahren. | 
Die Regierungskommiſſion verbietet Bergarbeiterfiihrern 
| die Einreiſe. | 
Die Bergarbeiter der Saar befinden fid wieder einmal in 


ernſtem Konfliktzuſtand mit der Regierungskommiſſion. Die im 


Deutſchen Bergarbeiterverband organifierten Bergarbeiter hatten 
eine Revierkonferenz einberufen, um gegen den Lohnabbau um 
3 Franken pro Schicht, den die franzöſiſche Bergverwaltung wieder 
einmal mit diktatoriſcher Willkür urdgele t hatte, Stellung zu 
e die Abſicht zu haben 
ſcheint, die Bergarbeiter zu provozieren, ver⸗ 
weigerte den 1 des Hauptvorſtandes des Deutſchen 
Bergarbeiterverbandes die Einreiſe 
außerhalb des Saargebietes, nämlich in Waldmoor in der 


falz, 
e werden mußte. J 
ar 


wie 
Staats⸗ 


n einer Reſolution haben die 
irbeiter der Regierungskommiſſion zu sp“ gegeben, 
unwürdig ein derartiges Vorgehen eines freiheitli 


gebildes iſt, das noch dazu zu treuen Händen des Völkerbundes 


verwaltet wird. 


Die Regierungskommiſſion, die den die 
Einreiſe verweigert hat, ließ noch vor wenigen Wochen den 
Berliner Kommuniſten Wurm unbehindert nach Saarbrücken 


reiſen. Allerdings iſt die Einreiſe eines Kommuniſten, der für 


die 


— rankenwährung Propaganda macht, auch ganz etwas anderes 
8 


ie von Gewerkſchaftsführern, die lediglich im Intereſſe der 


ae organiſterten Arbeiterſchaft handeln und nicht im Sinne der 


franzöſtſch orientierten Regierungskommiſſion Frankenpropa⸗ 
ganda treiben. Die Bergarbeiterſchaft des Saargebiets hat ſchon 


einmal eine ſchmachvolle Behandlung durch die neuen Machthaber 


erdulden müſſen. Dies war zur Zeit des Bergarbeiterſtreiks im 
Jahre 1919, wo farbige franzöſiſche Soldaten mit Peitſchen auf 
die Bergarbeiter losgelaſſen wurden. Die Bergarbeiter der Saar 
werden freilich der Regierungskommiſſion und ganz beſonders den 
Franzoſen dieſe „Heldentaten“ nie vergeſſen. 


Für die Freiheit der Preſſe. 


Der Verband der Saarpreſſe hat in ſeiner Sonderſitzung am 
11. November beſchloſſen, eine Eingabe an den Präſidenten der 
Regierungskommiſſion für das Saargebiet zu richten, in der u. a. 
folgendes ausgeführt wird: | | 
Nach der uns bekannt gewordenen Sachlage wird der Aus: 
weiſungsbefehl gegen den Kollegen Braun 
darauf geſtützt, daß die ihm von der Stadtverwaltung Saar⸗ 
brücken zuerkannte Eigenſchaft als Saareinwohner infolge eines 
Formfehlers anfechtbar fei. Wenn auch dieſer Len f d. mit 
auf die Organe der Regierung ſelbſt zurückzuführen iſt, die bei 
der Ausarbeitung der Verordnung und Ausſtellung der Urkunde 
mitgewirkt haben, ſo beſchäftigt uns dieſe formale Seite der An⸗ 
gelegenheit nicht. Es iſt vielmehr der Umſtand, daß bei den mit 
den Vertretern der Regierung in dieſer Sache gepflogenen Ver⸗ 
handlungen zum Ausdruck gekommen iſt, daß die Urſache zu 
dem Ausweiſungsbefehl in der redaktionellen 
Tätigkeit des Kollegen Braun zu erblicken iſt. 
Als dieſe Urſache wurde ein Artikel in der „Volksſtimme“ be⸗ 
zeichnet, in dem die Mitteilung enthalten war, ** 110 mite 
nformie⸗ 
rung in der Stellung zu der Frankenfrage nach 
aris begeben hätten, was von den obenerwähnten 
rtretern der Regierung als unzutreffend bezeichnet wurde. 
Der Ausweiſungsbefehl ſtellt ſich ſomit als gegen die Be⸗ 
rufstätigkeit des Kollegen Braun gerichtet dar mit der Wirkung 
einer Einflußnahme auf die Preſſe im allgemeinen. Denn die 
Regierungskommiſſion leitet das Recht für ſich aus dem Vorfall, 


Jo daß die Revierkonferenz 


betreffenden Poſten in Vor 


We 


Regierung für die Ernennung und 


des däniſchen Volkes Gefahr läuft, 


ihr unliebſam erſcheinende Auslaſſungen der Preſſe nicht au 
dem Wege des Strafrechts zu bekämpfen, isa, 
dern auf dem Verwaltungswege durch eine Aus: 
weiſung des mißliebigen Redakteurs zu ahnden, was nicht ohne 
Einwirkung auf die Preſſe im allgemeinen bleiben kann. Hier⸗ 
Week erſcheint uns das Recht der Preſſefreiheit gefährdet. Die 
Preſſefreiheit iſt aber eine wertvolle demokratiſche Errungenſchaft 
aller Kulturſtaaten. Durch verwaltungsſeitige Maßnahmen der 
Saarregierung aus Anlaß von Mitteilungen in der Preſſe gegen 
einen Vertreter der Preſſe vorzugehen, würde aber die Zuverſicht, 
daß die Regierungskommiſſion die im allgemeinen öffentlichen 
Intereſſe liegende Gewährung der Preſſefreiheit im Saargebiet 
A zu erhalten gewillt iſt, erheblich erſchüttern und 
untergraben. Der Vorfall läßt uns die Gefahr befürchten, daß in 
ähnlichen Runge in denen die Regierung glaubt, Anſtoß an 
reſſeauslaſſungen nehmen * müſſen, die Einſchlagun des 
trafrechtsweges zugunſten irgend welcher verwaltungsſeitiger 
Maßnahmen vermieden wird. Dieſe Gefahr ſchafft aber in den 
Kreiſen der ſaarländiſchen Preſſevertreter eine große Unſicher⸗ 
eit, gefährdet damit das Recht der Preſſefrei⸗ 
eit in ety Grade und muß au auf die 
nein. eit von ſchwerer nachteiliger Wir: 
ein. 


kun | 
um Schluß wird in der Eingabe die Zurücknahme des Aus⸗ 


weiſungsbefehls gefordert, was ja bekanntlich auch geſchehen iſt. 


Graf Moltke⸗Huitfeld. 


In deutſchen Weißbuches Über da 
„In unſerer Beſprechung des n 8 
Saargebiet in der letzten Sonntagausgabe hatten wir u. a. über 
die Persönlichkeit des däniſchen Mitgliedes der Regierungs⸗ 
kommiſſion, Graf Moltke⸗Huitfeld, und über ſein ſchen Pr es 
Privatleben einiges mitgeteilt, das au 


übernommen und beſprochen wurde. ie nun die „Grenzland⸗ 


Korreſpondenz“ aus Kopenhagen meldet, ſchreibt „Politiken“, 
daß Dänemark unter keinen Umſtänden für das 


unliebſame Auftreten des betreffenden Herrn 
verantwortlich gemacht werden könne, da ja nicht 
etwa die däniſche Regierung den Grafen Moltke⸗Huitfeld für den 
ſchla gebracht habe, ſondern ſeine Er⸗ 
nennung durch den Völkerbund geſchah. Graf Moltke⸗Huitfeld 
war in 1 — ugend däniſcher Marineoffizier, hat aber, nachdem 
er eine reiche Amerikanerin geheiratet hat, ſeit vielen Jahren 
als Privatmann in Paris gelebt. 
Wir begrüßen es mit Genugtuung, ſo bemerkt pee das 
Berliner ſozialdemokratiſche Organ, daß unſere Anklagen den 
in die däniſche Preſſe gefunden haben und daß die däniſche 
Oeffentlichkeit ſich mit der Perſon dieſes pſeudo⸗däniſchen Mit⸗ 
gliedes der Regierungskommiſſion zu beſchäftigen beginnt. In⸗ 
deſſen möchten wir zur Vermeidung von Migßverſtändniſſen be⸗ 
tonen, daß es uns natürlich niemals eingefallen iſt, die däniſche 
das däniſche Volk für dies 
Gebaren Moltke⸗Huitfelds irgendwie verantwortlich zu machen. 
Wir wollten lediglich darauf hinweiſen, daß ee 145 
ur e 
Schuld dieſes Herrn in den Augen der ſaar⸗ 
ländiſchen Bevölkerung ſchweren Schaden zu er⸗ 
leiden. Es . Daher beſonders zu begrüßen, daß die däniſche 
Preſſe von dieſem eigentümlichen „Landsmann“ ſo entſchieden 
abrückt. Hoffentlich zieht auch der Völkerbund daraus die 
notwendigen Konſequenzen.“ 
Es wird ja wohl noch die Zeit kommen, in der einmal über 
die Art, wie die Zuſammenſetzung der Regierungskommiſſion zu⸗ 


ſtande kam, Klarheit geſchaffen wird. Frankreich kann dadurch 


allerdings nicht gewinnen! 
Zwei Anfragen an die Regierungsfommilfion. 


Die „Saarbr. Zeitung“ richtet folgende Anfrage an die 
Regierungskommiſſion: | 

„Iſt der Regierungskommiſſion die Notlage der Be⸗ 
völkerung infolge der unerſchwinglichen 
Kohlenpreiſe bekannt, iſt ihr bekannt, daß durch dieſe 
Kohlenpreiſe eine Stockung in der Brotverſorgung 
und eine weitere Verteuerung des Brotes droht, und was ge⸗ 
denkt ſie zur Linderung der Notlage zu tun? Sie hat verſichert, 
das Wohlergehen der Bevölkerung zu fördern. Hat ſie damit 
nicht die Pflicht, ſich mit dieſen Fragen zu befaſſen und mitzu⸗ 
teilen, welche Wege ſie gehen will, um helfend die Notlage pu 
lindern. Für die Einführung des Franken in die 
Kommunal verwaltung 
bchüſze greifbar zur Verfügung, wie ſteht es mit 

er Hilfe, die Not des Winters in unzähligen 
. die fröſtelnd und frierend den Er⸗ 
ältungs erkrankungen ausgeſetzt in ihren Be⸗ 

hauſungen ſitzen, zu lindern?“ 

Bis heute — es ſind inzwiſchen 14 Tage vergangen — wartet 
die Zeitung und die Bevölkerung vergeblich auf die Beantwortung 
dieſer ſehr heiklen Frage. Es wurde ſchon früher die Frage er⸗ 
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Rummer 23 


„Saar * Freund“ 


ben: „Voher fließen die Quellen für den 
rankenzuſchuß an die Gemeinden?“ | 
Der Gaarverband der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter⸗ 
bliebenen richtet folgende Anfrage an die Saarregierung: 
VWV Was gedenkt die Regierungskommiſſion des Saargebietes zu 
tun, um der entſetzlichen Not unter den Kriegshinterbliebenen 
und Kriegsbeſchädigten zu ſteuern? Mit der Auswerfung einer 
Spende von 5 000 000 Mark als Winterbeihilfen iſt nichts er⸗ 
reicht. Hauptſächlich aber durch den Umſtand, daß die Frage⸗ 
bogen, auf Grund deren erſt . ausgezahlt werden 
können, erſt bis zum 1. Dezember 
brücken vorgelegt werden ſollen, wird die ſogenannte Winterbei⸗ 
ilfe in ein Nichts zerrinnen. Denn bis die Hauptfürſorgeſtelle 
arbrücken über die einzelnen Anträge entſchieden ha wird, 
dürfte wohl auch der Monat Dezember vergehen. Daß man mit 


einem oe von einigen hundert Mark Ende Dezember 1921 
en 


überhaupt nenswertes nicht mehr othe kann, dürfte 
auch dem Leiter der Abteilung Volkswohlfahrt, Herrn Miniſter 
Dr. Falte d r, bekannt ſein. 

alls den 1 und Kriegsbeſchädigten ni 
in der von uns vorgeſchlagenen Weiſe geholfen wird, müſſen wir 
für Weiterungen jede Verantwortung ablehnen und dieſelbe der 
Regierungskommiſſion des Saargebietes allein überlaſſen.“ 


| Die Forderung nach einem Saarparlament 
wird in der Saarbevölkerung immer wieder eindringlichſt erhoben. 


amen Sitzung 


er Hauptfürſorgeſtelle Saar⸗ 


che betrug. Inzwiſchen iſt der Frankenkurs weſentlich ge⸗ 
iegen, ſo daß ganz automatiſch eine weitere Verteuerung einge⸗ 
treten iſt. Man gar nicht über die Tatfache zu 
wundern, daß jeder die Benutzung der Eiſenbahn vermeidet, 
wenn er dazu nicht aus beruflichen oder anderen Gründen ge- 
zwungen iſt. — Der Franken, ſegen“ 
Franzöſiſche Minierarbeit. 


Die Saarbr. „Volksſtimme“ ſchreibt: 
„Mit Biedermeiermiene, die wirkliche 
Scheine verbergend, als * ihm die Zukunft unſeres deutſchen 
Theaters, unſere deutſche 1 am pet n, fest ein „eifriger 
cher heaterbeſucher“ im berüchtigten „Nouveau Cour⸗ 


rier“ den erſten Bohrer an für das Sprengloch, mittels deſſen 


unſer Saarbrücker Stadttheater unterminiert werden ſoll. Kenner 


der Verhältniſſe haben längſt einen ſolchen pot gs. erwartet und 
es obliegt uns nur, bleic von ion we an auf die Gef auf⸗ 
merkſam zu machen, die da zunächſt noch unter dem Deckmantel 
der Harmloſigkeit und des „reinen Wohlwollens“ inszeniert wird. 
Es iſt ganz richtig, wenn der Artikler bemerkt, „von einer 
ewiſſen Seite ſogar ins Theater, in die Stätte der Kunſt und 
er Erholung, die leidi olitik hineingetragen worden ſein 

oll“. Sie wurde aber hineingetragen von jener Seite, die dem 
rtikler näher ſteht als dem Kreiſe, aus dem das Theater⸗ 

ey in ſeiner überwiegenden Mehrheit ſich zuſammenſetzt. 
nn alſo um der „leidigen Politik“ willen einige Künſtler, die 


rüher hier wirk⸗ 


der gemein⸗ 


er Bezirkstage 
ngbert wurde 
der Antrag ein⸗ 
ebracht, die Ge⸗ 
egenheit zu be⸗ 
nutzen, um er⸗ 
neut bei der 
Saarregierung 
die Schaffung ei⸗ 
nes Saarparla⸗ 
mentszu fordern. 
Dieſe Forde⸗ 
rung ijt um 
ſo berechtigter, 
wenn man be⸗ 
denkt, daß die 
Saarregierung 
bisher in allen 
Dingen ſelbſt⸗ 
herrlich und 
ohne die ge⸗ 
ringſte Kontrolle 
walten und ſchal⸗ 
ten konnte. Das 
gilt neben ihrer 
politiſchen Betä⸗ 
tigung beſonders 


1 tlich ihrer 


inanzwirt⸗ 
chaft Bisher hat 
niemand einen Blick tun können . 
Saarregierung. Dieſer Zuſtand iſt unhaltbar. 
weiſt beſonders die jüngſte Verfügung der 

kommiſſion hinſichtlich der Einführung der Frankenzahlung 
in den Gemeindeverwaltungen, die eine in die Millionen 
und Abermillionen gehende Belaſtung der Landeskaſſe darſtellt. 
Bekanntlich will die Saarregierung den Gemeinden, die ſich für 
die Frankenzahlung ausſprechen, die Mark in Franken zum Kurſe 
5 zu 1 umwechſeln und den Reſt der Valutadifferenz auf die Lan⸗ 
deskaſſe übernehmen. 1 will ſie unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen größere und Zuſchüſſe leiſten. Die Saar- 


Das be⸗ 
Regierungs⸗ 


regierung hat jedoch bisher nicht zu erkennen gegeben, daß dieſe 
Sut 


chüſſe, die die Landeskaſſe zu tragen haben würde, 
urch die Bevölkerung auf dem Steuerwege wieder aufzubringen 
wären. Sie erreicht damit, daß ſie den Gemeinden zwar ein be⸗ 
fouders günſtiges Angebot zu machen ſcheint, aber verheimlicht, 
aß die dadurch notwendig werdenden Beträge von der Bevölke⸗ 
tung wieder eingezogen werden müſſen. 


Die Verteuerung auf der Eiſenbahn im Saargebiet. 


In der „Saar⸗Wirtſchaftszeitung“ veröffentlicht die Handels⸗ 


kammer zu Saarbrücken eine Zuſammenſtellung, aus der erſicht⸗ 
lich iſt, daß die Perſonenzugfahrpreiſe auf den Saarbahnen bis 
Mitte September um 140 bis 174 v. H. höher waren als 
auf den Reichseiſen bahnen. Die Schuld hierfür liegt an 
der Berechnung der Fahrpreiſe in Franken. Bei einem 
Frankenkurs von 7,82 am 14. September beträgt die Steigerung 
der Fahrpreiſe auf den Saarbahnen gegenüber 1913 das Sieb⸗ 
zehnfache, während fie auf den Reichseiſenbahnen nur das Sechs⸗ 


i 


Blieskaſtel: Barockhäuſer. 
in das Budget der 


ten, den Stab 
weitergeſetzt ha⸗ 
„„ ben, ſo iſt das nur 
u be 
Die At⸗ 
moſphäre iſt er⸗ 

heblich ſauberer 
geworden, als 
dies früher der 
Fall war. Es be⸗ 
fanden ſich unter 


peziell unter den 
Künſtlerinnen 

auch einige (bei⸗ 
leibe wollen wir 


ren, denn man⸗ 
cher Künſtler, der 
uns wert gewor⸗ 
den iſt und un⸗ 
tadelig daſteht, 
verließ Saar⸗ 
brücken aus an⸗ 
deren Gründenl), 
deren „gute Be⸗ 
ziehungen“ ei⸗ 
nen 
Können aus⸗ 
gleichen ſollten 
Wenn nun aber 
der Artikler des 
„Nouveau Courrier“ behauptet, die Qualität unſeres derzeitigen 
Theaterperſonals ſei ſchlechter als die der Vorjahre, ſo eg Bos 
entweder fein Künſtlerverſtändnis, oder er ſchlägt um der Tens 


denz des Artikels willen bewußt der Wahrheit ins Geſicht.“ 


Die hier gemachten Andeutungen richten — gegen den 

franz. Major Richert, deſſen 4 * 13 247 eziehungen zu 
einzelnen weiblichen Mitgliedern des früheren Theater⸗Enſembles 
ſtadtbekannt waren, genau ſo wie die vielen „Kunſtabende“, bei 
welchen über unf und über andere Dinge Beenie wurde, 
über Dinge, die vielfach in die hohe und döchf olitik hinein⸗ 
ſpielten — überhaupt und jo... i | 


Spitzelei? 


Die „Saarbrücker Volksſtimme“ druckt folgendes Schreiben ab, 
das kürzlich einem Herrn in St. Johann zugegangen iſt: 
Berlin, den 2. November 1921. 
Lieber Freund! | 
Zwingende Gründe veranlaſſen mich, von Ihnen bis zum 
10. d. M. einen möglichſt eingehenden Bericht über Ihre neueren 
Arbeiten und Erkundigungen in belug auf unſere geſchäftlichen 
Beziehungen einzufordern, da meine Großfirma möglichſt genau 
über die re a ge e auf dem von Ihnen beobachteten Gebiet 
unterrichtet ſein will. Ich möchte darum bitten, mir unter Zu⸗ 
ſammenfaſſung alles deſſen, was Sie beobachteten, ſelbſt ver⸗ 
anlaßten und im übrigen mitteilen können, einen ſolchen Bericht 
eine Jane Wie üblich werde ich Ihnen auch für dieſen Beri 
eine Pauſchalvergütung von Mark 25.— überweiſen können. 


Mit freundlichem Gruß 
(folgt Unterſchrift und Adreſſe.) 
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Abſicht hinter dem 


Künſtlern, 


nicht generaliſie⸗ 


angel an 
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5 wecke der 
den 


übrigen Deutſch⸗ 


richtung, die der 


finden ſich Be⸗ 


noch keine Anwendung 


„Saar Freund“ 


Nummer 23 


Dieſer Brief, obwohl aus Berlin datiert, iſt am 8. 11. au 
einem 1 Poſtamt Allem Anſcheine na 
handelt es ſich um das KN 

es Manöver, das er verſucht; hoffentlich fällt niemand auf dieſen 
rief herein. Wer ſich hinter der genannten „Großfirma“ ver⸗ 
birgt, werden wir feſtzuſtellen verſuchen. Wer über die Verhält⸗ 
niſſe, wie ſie ſich augenblicklich im Saargebiet entwickelt haben, 
unterrichtet ſein will, braucht ja nur die Zeitungen zu leſen und 
kann auf krumme Wege, wie ſie der obige Brief weiſt, verzichten. 

Das ſind die Methoden, die jetzt im Saargebiet im Schwange 


find. Frankreichs „Kulturarbeit“! 


Vermeidung von Doppelbeſteuerung. 


Der Reichsfinanzminiſter der Finanzen hat auf Grund des 
8 7 der Reichsabgabenordnung mit Zuſtimmung des Reichsrats 
ermeidung von Doppelbeſteuerungen zwiſchen 

argebiet und dem übrigen Deutſchland auf dem Gebiete 
der Einkommenſteuer und der Körperſchaftsſteuer unter der Vor⸗ 
ppt der vollen Gegenſeitigkeit von ſeiten des Regierungs⸗ 
ausſchuſſes des Saargebiets und unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs das 5 angeordnet: 

Natürliche Perſonen, die ihren Wohnſitz und in Ermangelung 
eines ſolchen ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Saargebiet haben, 
ſind im übrigen Deutſchland nur ſteuerpflichtig: 

a) mit ihrem Einkommen aus im übrigen Deutſchland be⸗ 


legenem Grund⸗ 


eines Spitzels. Es iſt ein — | 


Art und Weiſe zu verſchaffen. 
ſtehen Scharen von 


2 das Ausgleichsverfahren. Zuvor müſſen jedoch noch einige 
rfragen zwiſchen der Saarregierung und der 3 Reichs⸗ 
regierung gelöſt werden. Solange bleiben die beteiligten Gläu⸗ 
biger un Schuldner im ogg wann und zu welchem Kurſe 
die Regelung der vor dem ffenſtillſtand entſtandenen For⸗ 


derungen erfolgen kann. Vorläufig bleibt die unmittelbare Zah⸗ 


lung des Schuldners an den Gläubiger überhaupt, und grund⸗ 
ſätzlich ſind auch die ordentlichen Gerichte für ſolche Geldfor⸗ 
derungen unzuſtändig. | 1 


Sonſtige Nachrichten aus dem Saargebiet. 


Der Ausverkauf in der Saargroßſtadt dauert 
trotz aller behördlich vorgenommenen Maßnahmen ununterbrochen 
an. Täglich bringen die Züge morgens 1 Scharen 
fremder Gäſte aus allen Himmelsrichtungen, ſelbſt aus Nancy, 
nach der Hauptſtadt des Saargebietes, welche dort alles auf⸗ 
kaufen, was ſie erhalten können, ganz gleich, ob rote Päſſe vor⸗ 
handen ſind oder nicht. Letztere ſucht man 
or den geſchloſſenen Geſchäften 
äufern ſtundenlang, um Einlaß zu be⸗ 
kommen. Es wird gekauft, ſelbſt auf die Gefahr dur daß ihnen 
die Gegenſtände von Beamten des Gewerbekommiſſariats ſowohl 
in der Stadt als auch auf dem Bahnhofe abgenommen werden. 

8 Die Stadtbevöl⸗ 


5, 
b) mit ihrem ge⸗ 
werblichen Ein⸗ 
kommen aus im 


land unterhalte⸗ 
nen Betriebs⸗ 
ſtätten. 
Betriebsſtätte 
im Sinne dieſer 
Anordnung iſt 
jede feſte örtliche 
Anlage oder Ein⸗ 


Ausübung eines 
Betriebes eines 
ſtehenden Gewer⸗ 
bes dient. Be⸗ 


triebsſtättendes⸗ 
ſelben gewerbli⸗ 
chen Unterneh⸗ 
mens ſowohl im 
Saargebiet als 
auch in Deutſch⸗ 
land, ſo erfolgt 
die Heran iebe 
ung nach Maßga⸗ 
be des von jeder 
Betriebsſtätte er 
zielten Einkom⸗ 
mens. | 

Einkommen aus im Saargebiet belegenem Grundbeſitz und 
aus im Saargebiet unterhaltenen Betriebsſtätten bleiben im 
übrigen Deutſchland von der Steuerpflicht frei. Bei Perſonen, 
die ſowohl im Saargebiet als auch im übrigen Deutſchland einen 
Wo J ; haben, bleibt beſondere Entſcheidung von Fall zu Fall 
vorbehalten. 

Dieſe Anordnung findet auf nichtphyſiſche Perſonen ent⸗ 
ſprechende Anwendung. An Stelle des Wohnſitzes oder Aufent⸗ 
haltes iſt der Ort der Leitung maßgebend. 

Die durch vorſtehende Anordnung getroffene Regelung erhält 
rückwirkende Kraft für die Zeit vom 1. April 1920 ab. Die Ver⸗ 
ordnung vom 30. * 1921 über Befreiungen von der Ein⸗ 
kommenſteuer nach dem Einkommenſteuergeſetz vom 29. März 1920 
wird durch die vorſtehenden Vorſchriften nicht berührt. — Bei 
Verlegung des Wohnſitzes in das Saargebiet fällt die Steuer⸗ 
pflicht — unbeſchadet der beſchränkten Steuerpflicht mit Ende des 
Monats weg, in dem die Verlegung des Wohnſitzes erfolgt. 


Franzöſiſche Forderungen gegen Saarländer. 


Gemäß Artikel 296 des Friedensvertrages können Forderun⸗ 
gen eines in Frankreich wohnenden Franzoſen leinſchließlich der 
Dann gegen einen in Deutſchland anſäſſigen Deut- 
ſchen nur durch Vermittlung des Office de Verification et de Com⸗ 
nſation in Paris oder Straßburg geltend gemacht werden. 
ieſe Beſtimmung gilt auch für das Saargebiet, hat hier jedoch 
gefunden. Auf Anfrage des Metzer Ab⸗ 
geordneten Schumann teilte die franzöſiſche zuſtändige Stelle mit, 
es bedürfe noch einer lege eriſchen Maßnahme der Saar⸗ 
regierung, die das deutsche usgleichsgeſetz vom 24. April 1920 


für das Saargebiet ausdrücklich in Kraft ſetze und hierdurch zu⸗ 


Blieskaſtel: Blick auf das ehemalige Kaſtell. | 


das Nachſehen, 
indem ſie die Sa⸗ 
chen bedeutend 
teurer 
muß als bisher, 
weil die Knapp⸗ 
heit der Waren 
einen Teuerungs⸗ 
zuſchlag unbe⸗ 


Auch in die übri⸗ 
gen Orte des 
Saargebiets er⸗ 
gießt ſich der 
Strom der aus⸗ 
ländiſchen Kauf⸗ 
luſtigen. — In 
einer Woche ha⸗ 
ben Beamte des 
Sonderkommiſ⸗ 
ſariats allein auf 
dem Hauptbahn⸗ 
hof Saarbrücken 

lothringiſchen 
Landleuten Wa⸗ 
ren im Geſamt⸗ 
wert von über 
80 000 Mk. abge⸗ 
nommen. — Die 
Villa Rexroth 
| | in Saarbrücken 
wird in Kürze dem Publikum als mirage bar zugang, 
lich ſein. Der vorgeſchrittenen Jahreszeit entſprechend wirt 
in dem Anweſen zum erſten Mal für Saarbrücken eine Weih⸗ 
Ir ſtattfinden. — Die Gemeinnützige 

augenoſſen Fahy Eigenheim e. G. m. b. O. in 
Saarbrücken beabſichtigt, demnächſt mit dem Bau der Wohn⸗ 
häuſer für ihre Mitglieder zu beginnen. Um Ent⸗ 
würfe zu bekommen, war unter drei Saarbrücker Architekten ein 


Wettbewerb ausgeſchrieben. Unter den eingereichten Entwürfen 


wurden von den Preisrichtern die Entwürfe des Herrn Archi⸗ 
tekten Karl Kremer in Saarbrücken 2 als die beſten anerkannt. 
Die Bauten ſollen teils in halboffener, teils in geſchloſſener Bau⸗ 


weiſe errichtet werden und ſoll jedes Haus einen größeren Garten 


erhalten. Wie aus den Lageplänen erſichtlich, find in Malſtatt 
etwa 35, in St. Johann etwa 20 Ein⸗ und Zweifamilienhäuſer 


vorgeſehen. — In der vorletzten Bürgermeiſterratsſitzun wurde 
von einer Beſchlußfaſſung bezüglich des Punktes „Ausſcheiden 
von Spieſen und Elversberg aus der Bürger⸗ 


meiſterei“ abgeſehen, da die finanziellen Fragen noch nicht 
283 ſind. In der Debatte kam einſtimmig zum Ausdruck, 
aß dem Ausſcheiden von Spieſen und Elversberg aus dem 


Bürgermeiſterverbande Neunkirchen nichts im Wege ſteht unter 


glet zeitiger Regelung der Stadtwerdung Neun⸗ 
irchens mit den noch übrigen Gemeinden zuſammen oder, 
wenn Widerſtand —＋ würde, für ſich allein. — Die Hand⸗ 
werkskammer zu Saarbrücken richtet an alle Handwerker des 
Saargebiets die Aufforderung, den ihnen durch Abſperrung von 
Gas und Elektrizität während des Streiks in den einzelnen 


Kommunalverwaltungen entſtandenen Schaden bei der 


ay ee anzugeben. Dieſe Aufforderung gilt nicht nur 
ür Saarbrücken, ſondern für die Handwerker aller Städte und 


ch auf jede mögliche 


kerung — hat 


dingt erfordert. 
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Nummer 23 


noch zwei weitere Schulkinder 


ſchaft Berg, in welcher die 


das die evangeliſche 


Wwe. Elijabeth Schepp, geb. Kappel, 76% Jahr 
wal 


» Saar · Freund? 


Gemeinden, die beſtreikt wurden. — Durch Beſchluß des Ge⸗ 
meinderats Völklingen ſind die Fahrpreiſe der Straßenbahn 
ab 19. d. M. um 100 Prozent erhöht worden. Eine ein⸗ 
fache Fahrt bis zur Endſtation koſtet nunmehr 8 M. Auch die 


Wochen⸗ und Monatskarten wurden um 100 Prozent erhöht. — 


Die Metzgermeiſter von Dudweiler geben bekannt, daß ſie 
ihre Geſchäfte Scher” des Winters an Sonn⸗ und Feiertagen 
vollſtändig geſchloſſen halten. — Eine Poſthilfsſtelle iſt, wie 
das „Amtsblatt der Oberpoſtdirektion des Saargebietes“ meldet, 
mit dem 1. November in Naßweiler errichtet worden. — Die 
kleinſte Schule in der Saarpfalz hat der iſraelitiſche 
Lehrer von St. Ingbert. Voriges Jahr hatte er lediglich 
ſeine zwei leibeigenen Kinder ju unterrichten; heuer hat er 

efommen. Die zweitkleinſte 
Schule ijt die katholiſche Schule in Uttweiler mit 14 Kin⸗ 
dern. — Der einzige Lehrer in der Saarpfalz, der noch aus⸗ 
übender Landwirt 15 iſt der Lehrer in Blickweiler (Blies⸗ 


tal). — Um Errichtung einer Zollſtraße Homburg —Kirrberg hat 


die Gemeinde Kirrberg eine Eingabe eingereicht. Die Ge⸗ 
meinde, die größte auf der Sickinger Höhe, hat vor der Bildun 
der Saargebietsgrenze Jahrhunderte hindurch Hand in Han 
mit Homburg gearbeitet und iſt wegen ihrer Lage auch ge⸗ 
wungen, den Verkehr mit Homburg aufrecht zu erhalten. Die 
andelskammer Saarbrücken bemüht ſich jetzt, die Zollſtraße 
omburg—Rirrberg wieder geöffnet zu erhalten. — Die Kirch⸗ 
weihe hatte in 
14. November, kurz nach 11 ** brach in der Scheune der Wirt⸗ 
anzmuſik noch in flottem ts 
war, Feuer aus, das mit raſender Schnelligkeit um ſich griff. 
Das ſchöne zweiſtöckige Wohnhaus brannte vollſtändig nieder. — 
Am Totenſonntag fand in der evangeliſchen Kirche von Wiebels⸗ 
kirchen die Einweihung der Kriegsgedenktafel ſtatt. Pep 
Anſchluß daran fand auf dem dortigen Ehrenfriedhof eine 
kurze Gedächtnisfeier 3 — Die Einweihung des Denkmals, 
emeinde Holz ihren im Kriege gefallenen 
Mitgliedern errichtet hat, fand am Sonntag, 20. November ae 
— Eine erhebende Feier beging am Buß⸗ und Bettag die P arr⸗ 
gemeinde Mettlach⸗Keuchingen. Die den Opfern des Weltkrieges 
zu Ehren geſtiftete Pieta in der dortigen Pfarrkirche wurde 
eingeweiht und damit den Verwandten und überlebenden Kame⸗ 
raden eine Betſtätte übergeben. 


Perſonalien. Verſetzt wurden: die Oberbahnaſſiſtenten 


- 


Schierhorn von Saarbrücken, Werkſtättenamt, nach der Eiſen⸗ 


bahndirektion Bureau 2; Wanniger von Saarbrücken nach 
Sulzbach zur Leitung des Bahnhofs, Reinicke von Sulzbach 
nach Saarbrücken Bureau 3; die Obergütervorſteher Weis von 
der zur neuen Verkehrskontrolle; Braun 
von der Gepäckabfertigung nach der Fahrkartenausgabe Saar⸗ 
brücken. — Die Prüfung zu Eiſenbahnaſſiſtenten haben be⸗ 
ſtanden: Stationsaſpirant Schöpe in Ensdorf, Bohnbock und 
Maas in Saarbrücken und Schupkau in Sulzbach. — Die 
Prüfung zum bautechniſchen Eiſenbahnſekretär haben beſtanden: 


die techniſchen Bureauaſſiſtenten Liebeskind und Jacoby 


in Saarbrücken. — Die Saarregierung hat den Bergmann Joh. 
ſültie 5 al als 1. Adjunkt für die Gemeinde St. Ingbert 
ſtätigt. 
7 — Zum Kreisſchulinſpektor ernannt wurde Rektor 
eintz in Eppelborn. — Branddirektor Grim in Saarlouis, 
der ein Menſchenalter im Dienſte der Freiwilligen Feuerwehr 
ſtand, iſt im Alter von 62 Jahren geſtorben. 


Todesfälle. Eduard Bornſchein jen., 70 
e, Frau Eliſe 

e geb. Nadig, 44 Jahre; Jungfrau Maria Die⸗ 
Mitglied des Agnesvereins, 17 ts aby Friedrich Rein⸗ 

hard Obenauer, 54 Jahre; Schloſſermeiſter Karl Jung, 
59 Jahre; Wwe. Jakob rämer, Chriſtine geb. Kipper, 
77 Pa re; Dr. Alfred Dittrich, 59 Jahre; Maler Ludwig 
Holzderber, 60 Jahre; Emilie Junk, Hans Berg, 
19 Jahre; Frau Mathilde Ding, geb. Kühn, 25 Jahre; Frau 
Emma Rauſch, geb. Mühlenberger, 25 Jahre; Bergoberſekretär 
Nikolaus Karl Bode, 30 Jahre; Rentner Friedrich Towae, 
78 Jahre; Quije Schmidt, geb. Sahner; Frau Eliſe Mügel, 
geb. Blitt, 72 Sabre, Wwe. Friedrich Brauns, geb. Balzert, 
62 Jahre; Hanna Gutheil, 27 Jahre; Rentner Jakob Four⸗ 
man, Witwe Dorothea Metz, ge Kögler, 68 Jahre, Frau 
Wwe. Eduard Roberts, Eliſabeth geb. Kappel, 78 Jahre; 
riedrich Freund, 21 Jahre, ſämtlich in Saarbrücken. — Johann 


eo Schmidt, 54 Ja re, Saarlouis. — Frau Katharina Kuntz, 


b. Engel, 51 Sabre iſchmisheim. — Generaldirektor Chrijtian 

tauffer, 66 Jahre; Fräulein Viktoria Salm, 53 Jahre, 
Völklingen. — Gaſtwirt und Fleiſchbeſchauer Philipp Bache⸗ 
lier, 67 Jahre, Ludweiler. — Frau Michel Kerber, geb. 
Angela Rudolf, 63 Jahre; Kaiſerlicher Förſter a. D. Friedrich 
Kleber, Beſitzer des E. K. und Veteran der 
Photograph Ludwig Thiry, 29 Jahre, Merzig. — Kreisbrand⸗ 
meiſter Peter Grim, Vorſitzender des Areisieuermebroerbane 
Saarlouis, Saarlouis. — Frau Margarete Jung, geb. Wunn, 


31 Jahre; Schreinermeiſter Heinrich Matthes, 70 Jahre, 


Ensheim einen traurigen Abſchluß. m 


wohner zu ſuchen iſt, da die 1 die Waren re 


djunkt Woll iſt daraufhin von ſeinem Poſten zurück⸗ 


ldzüge 66 u. 70/71, 


Dudweiler. — Ludwig Weil l, 73 Jahre, ann f — 
Fonan Weber, 76 Jahre, Elversberg. — Johann Roſen⸗ 
tana, 77 Sabre, Reden. — Frau Wwe. Barbara Donia, 
eb. uer, Mitglied des Roſenkranzvereins, 78 Jahre; Frau 
Fee Schmitt, Maria geb. Aubart, 51 * Schiffweiler. — 
lempner Wilhelm Walter, 88 pte, zweiler. — Kgl. 
—— Amtsgerichtsrat a. D. Ernſt v. ttelſtaedt, 87 Jahre, 


iederlinxweiler. — Frau Katharina Jung, geb. Fell, 66 Jahre; 


Fran Eliſabeth Engel; Frau Katharina Bonner, geb. Ruthig, 
itglied des Mütter⸗ und Roſenkranzvereins, 67 Jahre; Hütten⸗ 
ae Peter Eifler, Inhaber des Allgemeinen Ehrenzeichens, 
71 Jahre; Friedrich Stock, Veteran von 1866, 1870/71, 

der „ „Herz⸗Jeſu“ und des kath. Geſellen⸗ 
vereins, 
Jung, 42 Jahre; Wwe. Clara Herrmann, geb. Simonis, 
80 Jahre; Gaſtwirt Franz Biehl, 50 Jahre, Frau Wwe. Peter 
Münſter, geb. Müller, 65 Jahre; Ran Gemeindebaumeiſter, 
Ingenieur Ernſt Debus mann, itkämpfer von 1870/71, 
73 Nahe ſämtlich in Neunkirchen. — Bergmann Phil. Schöpfer, 
36 Jahre; Kätchen Bickelmann, 18 Jahre, in Ottweiler. — 
Frau Luiſe Weber, geb. Kirchen Mitglied des evang. Frauen⸗ 
vereins 1, 62 Bent Wiebelskirchen. — Albert Kr ck, 19% Jahre, 


3 b 78 Jahre, Kohlh Frl. A 
udwig Sauerbrey, ahre, Kohlhof. — Frl. Anna 


Drexler, 33 Jahre, Kirchenbolle 


Teuerung und Ausverkauf im Saar⸗ 
„ 


Seit Wochen kämpfen die Bevölkerung des Saargebiets und 
ihre berufenen Vertreter gegen die vernichtenden Wirkungen, die 


die Einführung der shoei im Gaargebiet hervorgerufen 
rbe 


haben. Der Kampf der eiterſchaft gegen den drohenden und 
zum Teil eingetretenen Lohnabbau in der Eiſen⸗, Hütten⸗ und 
Keramikinduſtrie bedeutet letzten Endes nichts anderes als den 


Kampf gegen den Franken. | 
Zwar ſtehen ſich die Frankenempfänger zunächſt wirtſchaftlich 
beſſer als ihre Mark empfangenden Kameraden. Bei der fallenden 
Tendenz der Mark mußte ſich ſelbſtverſtändlich der Kaufwert ihres 
1 weſentlich erhöhen. Sie können ſich daher vieles 
eiſten, auf das der übrige Teil der Bevölkerung bereits ſeit 
langem verzichten muß. Bei dem allgemeinen 8 
der * machte ſich die beginnende Teuerung im Saar⸗ 
gebiet ganz beſonders fühlbar bemerkbar. Die Oberpreis⸗ 
— des 
euerungserſcheinungen in einem Gutachten beſchäftigt und iſt 
ebenfalls zu dem Urteil gekommen, daß die Urſache in der Haupt⸗ 
ſache in der Frankenwährung für einen Teil der Gaargebietsbe- 


Schaden der Markempfänger aufkaufen. Die Unproduktivität 
der Saarwerke hat aber auch einen Abbau der Frankenlöhne ſelbſt 


auf den Saargruben zur Folge gehabt. Dazu kommt noch die Ver⸗ 


dienſtminderung durch die Feierſchichten. 

Die Kataſtrophe wird beſchleunigt durch die lothringiſche Be- 
völkerung, die wie im Jahre 1919 den niedrigen Stand See Marr 
ausnutzt, um das Saargebiet regelrecht auszukaufen. Wie im 
Jahre 1919 ſetzte auch jetzt wieder eine wahre Völkerwanderung 
nach dein Saargebiet ein, um alles aufzukaufen, was nicht niet⸗ 
und nagelfeſt iſt. 

Das Saargebiet hatte ſchon einmal ſeit der Umwälzung der⸗ 
artige fkandalöſe Verhältniſſe durchzukoſten gehabt; es war im 
Jahre 1919. mals hatte man Mittel und Wege gefunden, 
dieſen Verhältniſſen wirkſam entgegenzutreten, dadurch, da 


Saarländern Ware abgegeben werden durfte. orlage des 
Perſonalausweiſes mußte nachgewieſen werden, daß der Käufer 
dieſe Eigenſchaft beſitzt. | 

Dieſer Ausverkauf des Saargebiets hat auch ſchwerwie⸗ 
gende Rückwirkungen auf das lothringiſche Ge⸗ 
ſchäftsleben. In der letzten Verſammlung der Handelskam⸗ 
mer Metz wurde ſeitens der Vertreter von Metz, Diedenhofen und 
Saargemünd darauf r einge daß Elſaß⸗Lothringen durch den 
Saarhandel infolge der eingeführten Frankenzahlung im Saarge⸗ 
biet und der dadurch erzwungenen Umſtellung der Induſtrie und 
des Handels des Saargebiets auf franzöſiſche 19414 (2) eine 
ſchwere Konkurrenz r e die ertötet werden müſſe. Die Kam⸗ 
mer beſtand darauf, daß die Menge der Waren, welche aus 
dem Saargebiet in Lothringen eingeführt werden 
at feſtgeſetzt wird und daß der Zolldienſt vermehrt werden 
müſſe. 

Die Saargebietsbevölkerung hat gegen dieſen unerträglichen 
Ausverkauf, der über das Saargebiet größe Not und die Gefahr 
des Hungers heraufbeſchwört, . hrmaßnahmen der 
Saarregierung verlangt. Da dieſer jedoch das Wohl der Saar⸗ 


durch ein Dekret des damaligen militäriſchen Beſehlshabers nur 
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bevölkerung weniger am Herzen liegt als der Geheimauftrag Lou⸗ 
cheurs an den Prafidenten Rault auf Vorbereitung der Annektion 
des Saargebiets durch Frankreich, ſo mußte ein Vorgehen gegen 
dieſe unhaltbaren Zuſtände von der Regierungskommiſſion erſt 
energiſch gefordert werden. | 

Dagegen hat die Kaufmannſchaft des Saargebiets in bered- 
tigter Erkenntnis dieſer kataſtrophalen Wirkungen derartiger Er⸗ 
ſcheinungen nach eingehender Ausſprache mit den Vertretern der 
werktätigen Bevölkerung beſchloſſen, ab 21. Oktober d. J. zunächſt 
auf vier Wochen folgende Maßnahmen durchzuführen: 


1. Gegenſtände des täglichen Bedarfs werden nur an Inhaber 


von roten Päſſen oder gleichwertigen, mit Lichtbild verſehenen 
ſaarländiſchen Perſonalausweiſen abgegeben. 

2. An den einzelnen Verbraucher werden nur noch Klein⸗ 
mengen von Waren abgegeben, die dem laufenden Bedarf des 


einzelnen Haushalts entſprechen. 


3. Ein Warenverkauf an Sonntagen findet — mit Ausnahme 
von Milch, Brot und ſonſtigen Back⸗ und Konditorwaren — 
keinesfalls ſtatt. An Wochentagen bleiben die Verkaufsräume in 
der Zeit von 12 Uhr mittags bis 3 Uhr nachmittags geſchloſſen. 
Sonderreglungen im Intereſſe der Landbevölkerung werden durch 
die örtlichen Schutzvereine bekanntgegeben werden. 

In der Handelskammer Saarbrücken fand ebenfalls eine ge⸗ 
meinſame Sitzung von Vertretern der Kaufmannſchaft, Arbeiter⸗ 
und Angeſtelltenvertretern, ſowie Mitgliedern der Oberpreis⸗ 

rüfungskommiſſion ſtatt, in welcher Stellung zu dem drohenden 

sverkauf im Saargebiet genommen wurde. Die Ausſprache er⸗ 
ab, daß der Ausverkauf einmal auf Angſtkäufe der einheimiſchen 
evölkerung zurückzuführen iſt, weiter aber durch die Maſſenauf⸗ 
käufe von Ausländern gefördert wird. 
Am ſofortige Abhilfe zu ſchaffen, wurden die anweſenden Rer- 
treter der Regierungskommiſſion gebeten, unverzüglich den Erlaß 
einer Verordnung herbeizuführen, die das Betreten des Saar⸗ 
gebietes generell von dem Beſitz eines Paſſes und dem Viſum 
einer ſaarländiſchen Behörde abhängig macht. 

Die Verſammlung war weiter der Auffaſſung, daß bei dem 
drohenden Ausverkauf eine gerechte Warenverteilung am Platze 
ſei und daß es Pflicht der Kaufmannſchaft wäre, in den nächſten 
Wochen Gegenſtände des täglichen Bedarfs nur noch an Inhaber 
von Saarpäſſen abzugeben. 
Die anweſenden Vertreter der Kaufmannſchaft erklärten ſich 
bereit, dieſe Maßnahme unverzüglich in ihrem Kreiſe durchzu⸗ 
führen und gleichzeitig die Geſchäftszeit vorübergehend zu be 
grenzen. | 

Endlich wurde die Regierung von der Verſammlung gebeten, 
pore Strafbeſtimmungen gegen Mißbrauch von Saarpäſſen zu 
e n. 

, Es bedurfte erſt dieſer ernſten und nachdrücklichen Aufforde⸗ 
Regierungskommiſſion zu 
entſprechenden Maßnahmen gegen den Ausverkauf des Saar⸗ 
gebiets zu veranlaſſen. 

Die peſchoß in ihrer Sitzung 
vom 9. November den Verkauf ſämtl 
artikel, die der für Luxus⸗ 
waren vorgeſehenen Preiſe nicht erreichen, zu 
ſperren. In den letzten Tagen mußten häufig Geſchäfte ge⸗ 

loſſen werden, u 


m das Perſonal nicht den Grobheiten und 


ebergriffen der Lothringer auszuſetzen, die darüber in Erregung 

erieten, daß man ihnen keine Waren verabfolgte, weil ſie keinen 

ß beſaßen. Bei dem Maſſenandrang in den Geſchäften häufen 

ch die Warendiebſtähle. Eine Reihe von Geſchäften hat ihre 
kaufsſtunden auf vier beſchränkt. : 

Auch dieſe vollſtändig unnormalen Erſcheinungen, die fid 

weſentlich unterſcheiden von den Zuſtänden in Deutſchland, be⸗ 


weiſen, daß nur die von politiſchen Nebenabſichten gekennzeichnete 


nkenpolitik der Regierungskommiſſion das Saargebiet in ein 
haos geführt hat, das das ganze Wirtſchaftsleben an der Saar 
immer deutlicher dem Abgru 


wohl das Verſailler Diktat die Regierungskommiſſion beauftragt, 
Ne und die Wohlfahrt der Bevölkerung zu 
ern“. 


„Saar⸗Freund“ 
werden die Nummern 1, 2, 3 und 13 zum preiſe von 
m. 5.— für die einzelne Nummer zu kaufen geſucht. 

Sefl. Sufendungen erbeten an die 


her Bedarfs: 


enteegenführt. Und das alles, ob: 


eder Beziehung die 


die wirtſchaftliche Siitforge des Reichs für 


das Saargebiet. 

Wie wenig begründet der Vorwurf iſt, das Reich laſſe es an 
wirtſchaftlicher Fürſorge für das Saargebiet fehlen und ſei des⸗ 
halb ſchuld an den hier herrſchenden kataſtrophalen Zuſtän den, geht 
aus folgender Darſtellung hervor: | 

„Die Ausfuhr der auf die Kommunalverbände ſchlüſſelmäßig 
fallenden Mengen rationierter Lebensmittel wurde an die Kom⸗ 
munalverbände des Saargebiets unbeſchränkt zugelaſſen und die 
Ausfuhr von Lebensmitteln, die für das übrige Deutſchland ein⸗ 


fuhrfrei waren, ſowie von Genußmitteln gegen Beibringung einer 
Beſcheinigung der Handelskammer Saarbrücken, daß die Waren 
nur für den Bedarf des Saargebiets beſtimmt find, geſtattet. 


Das Ausfuhrkontingent an Kartoffeln iſt für dieſes Jahr 
vorläufig mit 1 Million Zentner angenommen worden, doch 
ſchweben bereits Verhandlungen über eine Erhöhung. Betreffs der 
Getreideverſorgung, die bisher zu denſelben Bedingungen 
wie für das übrige Deutſchland geſchehen iſt, hat die Reichs⸗ 
regierung der Regierungskommiſſion den Vorſchlag gemacht, die 


Brotgetreideverſorgung nach wie vor der Reichsgetreideſtelle zu 


übertragen und zwar zu einem Preiſe, der einer Zuweiſung des 
Bedarfs zu 7 in Inlands⸗ und % in Auslandsgetreide entſpricht. 
In dieſem Vorſchlag liegt ein beſonderes Entgegenkommen; er 
lemteßt eine jährliche Belaſtung des Reiches mit etwa 73 Mil⸗ 
ionen 
bringung fo gut wie nicht beteiligt ijt fo daß ihm nicht nur 23, 


ſondern faſt der ganze Bedarf in teurem Auslandsgetreide zuge⸗ 
führt werden muß. Aehnliche Vorteile hat das Saargebiet auch 


aus der bisherigen Regelung gezogen, da die Getreideablieferung 
im Saargebiet ſehr gering war. Wenn es in einer Kundgebung 
der Saarregierung vom 7. Auguſt 1921 heißt, daß die Zuſchüſſe 
Deutſchlands im neuen Wirtſchaftsjahr d. i. vom 16. Auguſt ab, 
fortfallen würden, jo entſpricht dies nicht den Tatſachen. Mit 


dieſer Bemerkung war lediglich beabſichtigt, die Bevölkerung gegen 


das Reich einzunehmen. 


Das monatliche Kontingent für die Ausfuhr von Schlacht⸗ | 


vieh nach dem Saargebiet wurde auf 400 Stück feſtgeſetzt. 
Gleichzeitig wurde die Durchfuhr von monatlich 1200 Rindern 
aus Dänemark nach dem Saargebiet zugelaſſen. Die von Reichs⸗ 
wegen veranſtaltete Verbilligungsaktion für Lebensmittel, die, 


da die Inlandserzeugniſſe zur Gewährung der für die Lebens- 


führung notwendigen Rationen nicht ausreichend waren, im 


Auslande zu Weltmarktpreiſen angekauft und ſodann verbilligt, 
d. h. zu den für Inlandserzeugniſſe geltenden Preiſen abgegeben 
wurden, iſt den Bewohnern des Saargebietes in gleicher Weiſe 


zugute gekommen wie der Bevölkerung des Inlandes. Die dafür 
von der Reichsregierung für das Saargebietge⸗ 
machten Aufwendungen betragen rund 240 Mil⸗ 
lionen Mark. Trotzdem das deutſche Reich, Preußen und 


Bayern ſeit 1920 von jeglichen Einnahmen aus dem Saargebiet 
ausgeſchloſſen ſind, hat die Saarregierung eine Rück⸗ 
zahlung der Vorſchüſſe bisher abgelehnt und ſich 
ſelbſt zur Verzinſung des Kapitals nicht verſtanden. N 
Beſonders muß betont werden, daß das Saargebiet auch mit 


ſtickſtoffhaltigen Düngemitteln und Superphosphat vom 


Mutterlande aus reichlich verſehen wird. Anfang dieſes Jahres 
iſt das jährliche Ausfuhrkontingent für Stickſtoffdünger nach dem 


Saargebiet auf 6000 Tonnen feſtgeſetzt worden; für Superphos⸗ 
phat und deſſen Miſchungen wurden jährlich 300 Tonnen frei⸗ 


gegeben. An Getreideſaatgut wurde dem Saargebiet für 
die Frühzahrsbeſtellung ein Kontingent von 6000 Zentner unn 
für die Herbſtbeſtellung ein ſolches von je 5000 Zentner Winter⸗ 


roggen und Winterweizen zur Verfügung geſtellt. Für Saat⸗ 
kartoffeln iſt die jährliche Ausfuhrmenge auf 57 000 Zentner feſt⸗ 
geſetzt worden. 

Um die ſaarländiſche Induſtrie vor Abſatzſchwierig⸗ 
keiten zu bewahren, ijt bisher die Einfuhr von Erzeug⸗ 
niſſen dieſer Betriebe nach Deutſchland in jeder Weiſe befür⸗ 


wortet worden. Insbeſondere bedarf es keiner Einfuhr⸗ 


bewilligung, wenn den Sendungen nach dem deutſchen Zoll⸗ 
inland ein Urſprungszeugnis der Handelskammer Saarbrücken 
über den ſaarländiſchen Urſprung der Waren beigefügt iſt. Auch 
für die Belieferung der ſaarländiſchen Fabriken mit Rohſtoffen iſt 
Sorge getragen worden. 

us alldem iſt erſichtlich, wie die deutſche Reichsregierung zu 
jeder Zeit, ungeachtet 
be im übrigen Reich ergaben, beftrebt ijt, dem Saargebiet in 

age zu erleichtern.“ 
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Im gezwungenen Jahr. 
FJortſetzung.) 


mide 2 nicht wenig über die ihnen noch fremde Weis⸗ 
it, beſonders wenn ſie ſich fragten, woher dieſelbe dem jungen 
anne komme, der doch auch nur, wie ſie ſelber, ein armer Leib⸗ 
eigener war. Indeſſen fand er meiſt ein ſehr wenig aufnahme⸗ 
euten etwas verdächtig. Sie hatten wohl ſchon von Freiheit, 

Gleichheit und Brüderlichkeit gehört, aber ſie hatten auch er⸗ 
fahren, daß alle Fürſtenknechte und Anhänger in Paris hinge⸗ 
richtet 8 ſo fühlten ſie als gute Saarbrücker Untertanen is 
t ganz ſicher vor dem Richtbeil, am wenigſten aber 

e etwas wiſſen von der Brüderlichkeit mit den Sans⸗ 

culotten, deren ſie ſchon genug in der Gra ce 74 wenn 
dieſelben vor ihren Türen gebettelt hatten. Viel mehr Beifall 
fand er dagegen als Erzähler, wenn er ſeinen Zuhörern die Er⸗ 
eigniſſe in Paris ſchilderte, ſo wie Jean ihm ſolche vorgetragen, 
die Erſtürmung der Baſtille, den Zug nach Verſailles, das Ver⸗ 
brüderungsfeſt auf dem Eintrachtsplatz, wo alle Gemeindevor⸗ 
ſteher aus Frankreich zuſammengekommen und vereidigt wären, 
von den „gerechten und notwendigen Gerichten über die Roya⸗ 
liſten“ dagegen wollten ſie nicht gern hören. Sogar der Schloß⸗ 
vogt, Herr Valentin Krug, lauſchte manchmal mit Wohlgefallen 
den Erzählungen Karls, und als er ſah, daß derſelbe einen ſo 
großen Einfluß über die viel weniger unterrichteten und rede⸗ 
gewandten Kameraden gewann, machte er ihn zum Korporal in 


der Kompagnie. Der ſtille Jakob freute feld des Glücks ſeines 
elbe 


Bruders, beſonders als er merkte, daß der durch ſolche Aus⸗ 
ſeichnung in ſeinem Selbſtgefühl gehoben und von ſeinen über⸗ 
pannten Ideen bedeutend herabgeſtimmt wurde. Er ſelbſt war 
rwalter zum Aufſeher über die geſamten landwirt⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten, über die Viehſtälle und die Vorräte 
emacht, weil er in ge Sachen ſich durch 3 und 

wandtheit beſonders hervortat. Seine Ruhe und hilfreiche 
Teilnahme an allen Arbeiten machten ihn hier ebenſo beliebt, 
wie Karl es bei dem Kriegsvolk war. 


AUnterdeſſen waren die Franzoſen in die Grafſchaft einge⸗ 
egen 10 000 Mann 23 in den Städten und den umliegen⸗ 
en Ortſchaften und trieben allen möglichen Unfug. In St. Jo⸗ 
hann pflanzten ſie — dem Marktplatze einen Fre heitsbaum 
auf, zwangen die Bewohner, die franzöſiſche Kokarde an die Hüte 
u ſtecken, und traktierten ſolche, die dem Befehle * Folge 
eiſteten, mit Ohrfeigen und Nippenſtößen. Beſonders die — 
reiwilligen zeichneten ihre Bru⸗ 


ſich dur 
talität aus, während die eigentlichen Soldaten ſi 
betrugen. Auch auf dem Neuhaus war eine Abteilung der fran⸗ 


** angekommen und begehrte durch einen Parla⸗ 
mentär Einla 


Herr * verweigerte natürlich den Einlaß ohne ſchrift⸗ 
lichen Befehl des Fürſten, den die Franzoſen nicht vorzeigen 
konnten, und ſandte ſchleunigſt einen Boten mit der Anfrage 


um Verhaltungsmaßregeln nach der 1 während die Fran⸗ 


zoſen ſich einſtweilen in den umliegenden 


ütten einquartierten. 
Zu ſeinem 


err Krug niemand anders als Karl 


i oten hatte 
ausgewählt. Er war nicht ſehr gewandt mit der Feder, aud 


1 tete er, daß umherſtreifende Feinde den Boten angreifen 
n 


ten, gy gab er ihm nur ein fins kurzes Beglaubigungs⸗ 
reiben, daß jener von ihm, dem Vogt, geſandt ſei und ſeine 
otſchaft mündlich ausrichten werde. In Bauerntracht, den tüch⸗ 
tigen Knotenſtock in der Fauſt, dich mit einem Jgarjen Meſſer 
unter dem Rock im Gurt, machte ſich der nee ann auf und 
erreichte, über Rußhütte marſchierend, am ſpäten Nachmittag die 
Stadt. In der Wirtſchaft zum Schiff, wo die Güdinger, wenn ſie 
nach St. Johann zum Markt kamen, meiſt ihren Ausſpann hatten, 
wo er deshalb gut bekannt war, wollte er ſich etwas ſtärken, er 
offte ua eich, dort Bekannte aus dem Heimatsort zu treffen. 
dieſer Vermutung er ſich nicht getäuſcht, denn 
auern aus Güdingen 3 an einem Tiſche, doch nicht wie ſonſt, 
heiter und vergnügt nach gut verlaufenen Mar tgeſchäften, oe 
dern mit recht bedrückten Geſichtern und betrübten Mienen leiſe 
reudig begrüßte Karl die Bekann⸗ 
ten und fragte nach Nachrichten aus der Heimat. Ein Nachbar 
ählte ihm denn allerlei, leider wenig Erfreuliches. Eine Ab⸗ 
te . Franzoſen hatte das Dorf 0 ausgeplündert und 


dann die Bewohner gezwungen, den Raub ierher ins Lager zu 
fahren. Doch die ſchlimmſte Kunde kam noch nach, als Karl ſich 
nach dem Befinden des Vaters erkundigte. Dieſer hatte fi den 
Plünderern, die ihm zwei ſchöne Kühe aus dem Stalle führten, 
den fee und war durch einen Säbelhieb ſchwer verwundet wor⸗ 
den, ſo daß er “anes 't 2 Schreckensbleich und zornig ſprang 
e 


Karl auf und ſchwang ſeinen Knotenſtock. Ha, wenn er daheim 


beate hätte ſo etwas nicht vorkommen können, er hätte den 


anzoſen auseinandergeſetzt, wie wenig ſolches Betragen mit der 
rüderlichkeit übereinſtimme, wie ſehr es ihrem an Jo schön 
„Krieg den Paläſten, Friede den Hütten!“, den ihm Jean ſo ſchön 


ähiges Publikum, alles, was von mab herkam, war den 


viel geſitteter | Beſcheid zur Uebergabe von Philippsborn komme immer noch 


eingeprägt und ausgelegt, zuwiderlaufe, doch die Bauern meinten 
nur seg die Worte der Frangojen ſeien ſehr ſchön, wenn nur 
ihre Taten denſelben einigermaßen entſprächen. Uebrigens, fuhr 
einer fort, kannſt du ja dein Glück verſuchen. Der Metzer Jean 
war eben noch auf dem Marktplatze zu ſehen, deines Vaters 
Kühe ſtanden im Lager, ſiehe zu, ob er dir dieſelben wieder ver⸗ 
ſchafft. Ihr waret ja immer ganz beſondere Freunde. 
Schleunigſt machte der junge Mann. auf, ſeine Botſcha 
hatte er ganz vergeſſen, er eilte auf den Markt, um den Freu 
meg Beiſtand für ſeine Angelegenheit va art Das Gedränge 
ei dem Freiheitsbaum war ziemlich pee , ein Mann ſtand dort 
und hielt eine Anſprache an die franzöſiſchen Volontairs und das 
ganze Publikum, in demſelben erkannte Karl * den Jean, 
er ſuchte zu ihm vorzudringen, doch ehe er dahin kam, erhielt er 
einen derben Rolbenſtoß in die Rippen, begleitet von der Frage: 
„Wo iſt deine Nationalkokarde?“ Eine ſolche Bekehrung zu repu⸗ 
likaniſchen Grundſätzen ſtimmte jedoch mit ſeinen Anſchauungen 
durchaus nicht überein, er hieb dem Frager ſtatt der Antwort 
mit dem Knüppel über den Kopf, daß er K Boden ſank. Mit 


lautem Geſchrei ſprangen deſſen Kameraden herzu, um den frechen 
Bauern für ſeine 1 zu ſtrafen, doch d efer chwang den 
Stock ſo drohend, daß keiner ihn zu greifen wagte. Endlich faßte 
ihn einer am Rock, doch Karl ließ Rock und Stock fahren und zo 1 
dafür ſein e dabei immer weiter aus dem Knäue — 
urückziehend. Jean, der auf den Tumult nicht geachtet, beendete 1 
fein e mit dem üblichen „Vive la république!“ und während 
es Tumultes ſprang Karl ſchnell in eine Seer lie 9 
Stadtmauer, überſtieg dieſelbe und rannte zur Brücke hinunter. 
An einem der Pfeiler kletterte er empor und eilte nach Saar⸗ 
brücken ins Schloß. Der Brief des Vogts von Neuhaus öffnete 
ihm die Türen, und bald ſtand er vor den fürſtlichen Räten, 
denen er nun ſeine e ſo wie ſie — der Vogt auf⸗ = 
getragen, vorbrachte. Der lo id lautete dahin, daß die Fran⸗ 1 
oſen nur als „Freunde“ in die Grafſchaft gekommen ſeien, daß 1 
. ihnen durchaus kein Widerſtand entgegengeſetzt werden — 
dürfe, und daß der Schloßverwalter ihnen Einlaß auf Philipps: 
born zu gewähren habe. . 
it dieſer Auskunft ſollte Karl ſogleich nach Philippsborn 
ee Pa doch brachte ihn einer der Herren 3 in die 
chloßküche, wo er ſich ſtärken ſollte, ein anderer 1010 hn durch 
einen Hofdiener mit Rock und Mantel verſehen, weil Karl, als 
die Herren ſich wunderten, daß er ohne ſolche Kleidungsſtücke ge⸗ 


kommen war, ſich mit der übergroßen Eile ſeiner Sendung ent⸗ 1 
ayn hatte. Endlich wagte er noch die Bitte um 24 Stunden 1 
rlaub, um ſeinen Vater in Güdingen beſuchen zu können. Der ie 


früh genug. 

anderen Umſtänden würde wohl der Leibeigene“ 
mit Dobe zurückgewieſen fein, doch die Verhältniſſe hatten ſich 
geändert, ſo wurde auch dieſer Bitte gnädigſt Gehör geſchenkt 
unter der Bedingung, daß der Bote jedenfalls am folgenden Tage 
wieder auf Heubaus ſein müßte. 

Bevor Karl neugeſtärkt das Schloß verließ, vertauſchte er 
einen Bauernhut mit dem Treſſenhut eines Bedienten und 
chritt, vor jedem Erkennen geſichert, über die Brücke nach 
St. Johann. In der belebteſten Wirtſchaft am Markt kehrte er 
ein, denn um den Plan, den er ſich ausgeſonnen, zur Ausführung 
zu bringen, mußte er bis zur frühen Morgenſtunde warten. Die 
Gäſte waren meiſtenteils Franzoſen, denn die Bürger von 
St. Johann wagten in dieſer Zeit kaum, ihre Häuſer zu ver⸗ 
olen Karl erkannte ſogar den Kerl, den er heute zu Boden 
eſchlagen und der mit verbundenem Kopfe daſaß, doch in ſeinem 

ofkleide war er allen fremd. Das Geſpräch drehte ſich 


um das 


Wer Auskunft darüber geben kann, wie der 
bekannte Betrug am deutſchen Saargebiet 
durch die Sammlung von Unterſchriften, be⸗ 
ſonders in Lothringen anfangs 1919 zuſtande 
gebracht worden iſt, der teile alle Einzel ⸗ 
heiten und alles, was darüber bekannt 
geworden iſt, umgehend mit der | 


Geſchäftsſtelle Saars Derein” 
Berlin Sw. 11, Königgrätzer Straße 94, 
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| der Bergwerksdirektion. Cine 


ſteht auf dem Standpunkt, daß er auf 
moraliſches Recht hat. Er will deshalb auch darüber nach ſeinem 


Staatsgruben 882 026 To. (im Auguſt 909 322 Tag au 


‘ * \ 


„Saar Freund“ | 


utige Vorkommnis auf dem Markte, und es wurde dem frechen 


auern Tod und Verderben geſchworen. Jetzt trat logar er 
Jean herein, doch ſetzte er fe zu den Kameraden und beachtete 
den Hofbedienten nicht, der auch wohl hütete, ſich * erkennen 
zu geben, ſondern nur froh war, daß die trübe Oellampe nicht 
eine größere Helligkeit verbreitete, ſondern ihn in ein wohltätiges 
Dunkel hüllte. (Fortſetzung folgt) 


Saarbergbau und Saarindufteic. 


An den Verein der Fördermaſchiniſten des Saargebiets 


hatte ſich die Bezirksleitung des Deutſchen Bergarbeiterverbandes 


mit dem Wunſche gewandt, in Zeiten kritiſcher Situationen zu⸗ 
eee ging Der Fördermaſchiniſtenverein ſtellte ſich auf den 
Standpunkt, in jedem Falle ſeine 1 zu wahren und 
fic) nicht von anderen Organiſationen als Mittel zum Zweck ge⸗ 
brauchen zu laſſen. In der Penſionsfrage wurde mitgeteilt, daß 
die Fördermaſchiniſten am 1. Mai 1918 in das Angeſtelltenver⸗ 
hältnis als Vertragsangeſtellte . Gtete beer Es wurde be⸗ 


oſſen nochmals an zuſtändiger Stelle dahin vorſtellig zu wer⸗ 


n, daß eine Zurückdatierung der Penſionsberechtigung der För⸗ 
dermaſchiniſten vorgenommen wird. 


Die Deputatkohlen auf den Saargruben 


bilden einen ſtändigen Grund zur Klage und Unzufriedenheit, 
über die der „Saar⸗Bergknappe“ 


einiges mitteilt. Zwar erhält 
jetzt jeder Saarbergmann ſeine 120 Zentner Hausbrand im Jahre, 


aber über die Art und Weiſe, wie die Bergwerksdirektion den 


Bezug der Kohle geregelt hat, beſteht viel Anlaß zur Mißſtim⸗ 
mung. Anſtatt es dem Arbeiter zu überlaſſen, wie er das ihm 
zuſtehende Quantum abholt, hat man eine Reihe von Beſtimmun⸗ 
gen erlaſſen, die eine A fuhr der Kohle ungemein erſchweren. Zu⸗ 
nächſt ijt die Abfuhr an eine beſtimmte Zeit gebunden, wird dieſe 
nicht eingehalten, dann verfällt der in Frage kommende Teil zu⸗ 
überlassen, fle findet nicht 
tatt. Auch iſt es dem Bergmann nicht überlaſſen, ſich die Gru 


3 er ſich ſeine Kohlen abholt. Dadurch wird ein 


he er Teil der Bergleute mit minderwertigen Kohlen ag 
uch für den Eiſenbahnverſand find verſchiedene hemmende Be- 


e erlaſſen, die das ſcheinbare Entgegenkommen der 


ergwerksdirektion in regelrechte Schikanen verkehren. In An⸗ 


betracht der „ ee Mißſtände beim Bezug der Deputat⸗ 


kohlen hat die Belegſchaft die Organiſationen beauftragt, hier 
eine durchgreifende Aenderung debe uführen. Der Bergmann 


Dafürhalten verfügen. Deshalb fordert er die Beſeitigung der 
hemmenden Beſtimmungen. 


| Geſpannte Lage im ſaarländiſchen Bergbau. 

Die freie wie auch die chriſtliche Bergarbeiterorganiſation 
veranſtalten zurzeit Belegſchaftsverſammlungen im ganzen Saar- 
gebiet, welche ſich mit dem ohne — 4 der Organiſationen 
von der Saargrubendirektion eingeführten Lohnabbau beſchäfti⸗ 
per Die Bergleute denfen oe daran, ſich dieſes Diktat ge- 
a 


Men zu laſſen. Die Nevierkonferenz des Verbandes der Berg⸗ 


arbeiter Deutſchlands erhob Proteſt gegen den von der fran⸗ 
1 — Bergwerksverwaltung diktierten Lohnabbau von 

ranken für die Schicht. Es wurde beſchloſſen, eine Depu⸗ 
tation der Saarbergleute nach Paris zu ent⸗ 
N um dort wegen des Lohnabbaues vorſtellig zu werden. 


ie Deputation wird der Führer des Deutſchen Bergarbeiter⸗ 


verbandes, Abg. Hu é, führen. Der Gewerkverein chriſtlicher 


Bergarbeiter legte in ſeiner Revierkonferenz Wert darauf, vor 
aller Welt nochmals feſtzuſtellen ee er die Frankeneinführung 1 
ſtets bekämpft und die heutigen Verhältniſſe richtig vorausgeſagt 


. Die Ausführungen fanden ihren Niederſchlag in mehreren 
niſchlie ngen, die e 3 angenommen wurden. In der 
Entſchließung zur Lohnfrage wird gegen das erneute Lohndiktat, 
wonach ſchon am 1. Dezember 3 8 
verden ſollen, ſchärfſter Proteſt erhoben, weil ein derartiger 
* abbau nicht gerechtfertigt iſt. Die Konferenz beſchloß, ge⸗ 
meinſam mit der Leitung des Alten Bergarbeiterverbandes beim 
Verwaltungsrat der Saargruben um neue Verhandlungen nach⸗ 


zuſuchen. | 
| Die September⸗Produktion der Saargruben. 
Die reine Kohlenförderung im September betrug — den 


Grube Frankenholz 21672 To. (im Auguſt 21 419 To.), insgeſamt 


alſo 903 698 To. (im Vormonat 930 741 To.). Da nur an 25,7 


ie Vormonat an 26,8) Tagen gearbeitet wurde, ſo entfiel auf den 
— eine mittlere ordering von 35187 To. (im Vor⸗ 
monat 34 754 To.). Die Haldenbeſtände haben ſich um 182 473 To. 
(im Vormonat 184 398 To.) vermehrt. | 

Feeierſchichten und kein Ende. Am 26. November wurde auf 
den franzöſiſchen Saargruben die dritte Feierſchicht für dieſen 
Monat verfahren. 


währung der Kohlen ein 


ranken vom Lohn abgebaut 


der 


vom Bund „Saar- Verein- und den 


der Saarverein des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebietz 
in Eſſen veranſtaltete am Freitag, den 18. November, im großen 
Saale des * albaues eine eindrucksvolle 
öffentliche Kundgebung gegen die franzöſiſchen 
Verwelſchungsbeſtrebungen im Saargebiet. Gee 
wiſſermaßen als Einleitung zu der Kundgebung and am Vor⸗ 


abend ein Fackelzug ſtatt, der ſich unter klingendem Spiel über 
den Viehofer pias, die Grabenſtraße, an der Kruppſchen Fabrik 


entlang, zum Landgericht und durch die Zweigertſtraße bewegte. 
An dem Fackelzug nahmen die Mitglieder des Saarländer Ver⸗ 


eins und zahlreiche Freunde der Saarländerſache teil. Namentlich 


auch die Schuljugend war in dem Zuge ſtark vertreten. Die 
Kundgebung im großen Saale des Städtiſchen Saalbaues 
wurde durch den Vorſitzenden, Studienrat Dr. Klaus Scholl, 
mit einer kurzen Begrüßungsrede eröffnet. Er hieß die~ An⸗ 
weſenden, namentlich die Vertreter der Stadt Eſſen und die er⸗ 
ſchienenen Redner herzlich willkommen. Er wandte ſich dann an 
die in der Verſammlung anweſenden Franzoſen 
und ſagte, für ſie habe er keine Worte der Be⸗ 
1 Denn Frankreich habe dem deutſchen 

aterlande zuviel bitteres Leid angetan. Er 


empfiehlt ihnen aber, den Verhandlungen aufmerkſam zu folgen 
Vaterland Aufklärung über die 


und in ihrem 
wahre Stimmung in Deutſchland, über die Saat 
Loge und die Verwel chungsbeſtrebungen der 

Ada Ba zu bringen. ach einem Geſangsvortrag des 
Männergeſangvereins Sansſouci erhielt Redakteur Ollmert, 


der von den Franzoſen in Saarbrücken ausgewieſen worden iſt, 


das Wort zu einem eingehenden Vortrag über die Verwel⸗ 
ſchungsbeſtrebungen der 


das Saargebiet nach dem Abſchluß des enſtillſtandes und 
childert vor allen Dingen die Maßnahmen, die die Franzoſen ins 

rk ſetzten, um die Saarbevölkerung für die Eindringlinge gün⸗ 
ſtig zu ſtimmen. Sie ſuchten beſonders die politiſchen und die wirt⸗ 
ſchaftlichen Führer auf ihre Seite qu bringen. Allerdings hatten 
ſie mit ihren Bemühungen 1 91 den gewünſchten Erfolg. Die 
politiſchen und wirtſchaftlichen Führer verhielten ſich taktvoll und 
ablehnend. Aber auch die Bevölkerung ſelbſt ließ zum weitaus 
überwiegenden Teil den Franzoſen pes keinen Zweifel dar⸗ 
über, daß man ſie als landfremde Eindringlinge betrachtet. Wäh⸗ 


rend die Franzoſen auf politiſchem und kulturellem Gebiet keinen 
Erfolg gehabt haben, ijt es leider auf wirtſchaftlichem Ge⸗ 
biet um ſo trauriger beſtellt. Es muß geſagt werden, daß die 


Franzoſen es ſertig gebracht haben, ſich die wirtſchaftliche Vor⸗ 
machtſtellung im Saargebiet zu verſchaffen. Der Redner 
ſchildert die allmähliche wirtſchaftliche Umſtellung im Saarge⸗ 
biet und ſtreift hierbei insbeſondere die ig, rte eingeführte 
Franken währung die immer mehr durchgeführt wird 


und die zur wirtschaftlichen Kataſtrophe führen muß. Der 


Redner erörtert dann eingehend die Frage, wie ſich das 
Saargebiet für Deutſchland retten laſſen kann. 
Das Saargebiet hat noch dreizehn Jahre lang einen ſchweren 


Kampf durchzuführen, bis ſich ſein Schickſal endgültig entſcheiden 
wird. Die Gefahr beſteht und ſie iſt ſehr groß, daß die Energie 


der Saarländer unter dem Drucke der franzöſiſchen Drangſale 
im Laufe der nächſten Jahre erlahmen wird. Die Saarfrage iſt 
eine eminent wichtige deutſche Frage. Wir müſſen endlich einmal 


Unterfertigte erfüllt hiermit die traurige Pflicht, 
von dem am 13. November 1921 im Alter von 73 Jahren 


erfolgten Ableben ihres lieben Alten Herrn, des Stadt⸗ 
baumeiſters a. D. | | | 


Ernſt Debusmann 
in Neunkirchen 
(Mitbegründer der „Saravia“, aktiv 1872/73) 


Kenntnis zu geben. 


Mit ihm ſank ein treuer deutſcher Saarländer ins 


Grab, der uns auch weiterhin ein leuchtendes Vorbild 
ſein wird. — 


Berlin, den 29. November 1921. 


Die Berliner Burſchenſchaft „Saravia“ 
i. A.: Arnold Kroll, Sprecher. 


N 


angeſchloſſenen Vereinigungen. : 


2 28. 


Franzoſen im Saarge⸗ 
biet. Der Redner ſtreift zunächſt den ae der Franzoſen in 
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Schritt für Schritt verfolgt, wenn es hei 


„Saar ⸗ Freund“ 


Seite 343 


im deutſchen Vaterlande alles kleinliche Parteigeplänkel einſtellen. 


Aller Hader muß verſtummen. Es muß erreicht werden, daß das 
deutſche Volk zuſammenſteht und der Bevölke⸗ 
rung des Saargebiets die Hände reicht. Wir 
müſſen dahin ſtreben, daß die Wiedervereinigung des Saarlandes 
mit dem deutſchen Vaterlande nach Möglichkeit bald ſich vollziehen 
wird. Nach dem mit a Beifall aufgenommenen Vor⸗ 
trag hielt Oberbürgermeiſter Dr. Luther eine eindrucksvolle 
Anſprache, in der er einen Vergleich zog zwiſchen dem Saargebiet 
und dem en e Induſtriegebiet. Bei den ſtarken 
verwandtſchaſtlichen Beziehungen fühlen wir es an der Ruhr am 
beſten, was ſich im Saargebiet abſpielt. Wir müſſen die Her zen 
öffnen und die Hände entgegenſtrecken. Eine jede 
wie die heutige, muß den Saarländern als ein 

her Gruß aus der Heimat erklingen. Sie muß ihren Mut zum 
sharren ſtärken und ſtählen helfen. In dieſem Sinne wünſcht 
der Redner der Saarſache ein herzliches Glückauf! Eine von tiefer 
vaterländiſcher Begeiſterung getragene Rede n der ehemalige 
Leiter der deutſchen Grenzfeſtſetzungskommiſſion, Oberſt von 
Kylander aus München, der ſich vor allen Dingen über die 


Politik der Franzoſen hinſichtlich des Saar⸗ 


teviers äußerte. Er betonte, daß der Beſitz des Saargebiets 
nicht das Endziel der Franzoſen iſt. Das Saargebiet iſt viel⸗ 
mehr nur ein Sprungbrett für das franzöſiſche Endziel, für 
das Frankreich jetzt auch wieder in Waſhington kämpft. Dieſes 
Ziel iſt das Rheinufer. Das Saargebiet iſt der erſte 
Schritt auf dem Wege zum Rhein. Faſt das ganze franzöſiſche 


Volk ſteht hinter dieſem Ziel. Frankreich wird jetzt in Waſhing⸗ 


ton zweifellos das Rheinufer wieder anmelden. Es wird es zwar 
nicht bewilligt erhalten: aber wir werden in der nächſten Zukunft 
noch häufig Gelegenheit haben, zu eis d. wie es dieſes Ziel 
2 t, das Ultimatum zu er⸗ 
üllen, was uns natürlich, wie jeder Menſch weiß, nicht möglich iſt. 


r Redner erörtert dann eingehend die Verwelſchungsbeſtrebun⸗ 


gen im Saargebiet auf politiſchem, kulturellem und wirtſchaftlichem 
Gebiet. Eine beſonders ernſte Gefahr bringt die wirtſchaftliche 
Durchdringung des Rheinlandes durch die Franzoſen mit ſich. 
In from Maßſtabe geht Grundbeſitz im Rheinlande in fran⸗ 

e Hände über, aber nicht minder groß iſt die Gefahr, die in 
en Sanktionen liegt, die nicht endgültig verſchwunden ſind. 
Das Zollſyſtem werde wieder eingeführt werden beim nächſten 
Ultimatum, und das wird kommen, wenn wir nicht zahlen können. 
Wir müſſen Sorge tragen, daß es den Franzoſen nicht gelingt, 
wirtſchaft iich ihr Ziel zu erreichen und ſo die deutſche Front 
zu zerbrechen. Wenn wir das Saarrevier jetztretten, 
retten wir auch das Rheinland. Der Redner ruft — 
Schluß das deutſche Volk zur Einigkeit auf. S 
Saargebiet könne nur gerettet werden, wenn deſſen Bevölkerung 
das Bewußtſein hat, daß Deutſchland an ſeiner inneren Zerklüf⸗ 
tung nicht zugrunde geht. Die Ausführungen des Redners fanden 
langanhaltenden Beifall. In einer Entſchließung wird gegen 
— E Verwelſchungsbeſtrebungen ſchärfſter Widerſpruch 


§ Eine große Kundgebung für die Deutſcherhaltung des Saar⸗ 
— hatte am 2 der Bund „Saar⸗ Verein“, 


tisgruppe Wanne / Tickel i. W. und Umgegend 


unter überaus ſtarker Beteiligung aller Parteien und aller Be⸗ 


rufsſtände vetanftaltet. Der Leiter der Geſchäftsſtelle „Saar⸗ 


Verein“, Verwaltungsdirektor TH. Vogel, hob in ſeiner Be⸗ 
rn sanſprache hervor, daß die Entſcheidung der oberſchle⸗ 
ſchen Frage in der ganzen Welt das Urteil über den Völker⸗ 


bund geſprochen habe, daß Deutſchland von dieſem 


Völkerbund nichts mehr zu erwarten habe. Der 
Ruf nach der Reviſion des Friedensvertrages müſſe 
immer lauter erſchallen, zumal im Auslande die Aufmerkſamkeit 


auf das Saargebiet wnt als bisher gelenkt fei. Nachdem im 


engliſchen Unterhauſe ein Abgeordneter in ſchärſſter Weiſe 


die unhaltbaren Zuſtände im Saargebiet infolge der franzöſiſchen 


Fremdherrſchaft ge 1 und eine Jortſezune dieſer Vergewal⸗ 
tigung als die Ara zu einem neuen Kriege bezeichnet habe, 
habe jetzt der Amerikaner George Harron den Friedensver⸗ 

von Verſailles das „Strafinſtrument“ genannt, das 
eine weit ſchlimmere Hölle und ein weit hoffnungsvolleres Irren⸗ 
haus ſei, als es ſelbſt der Krieg geſchaffen hätte. Die Beſtimmun⸗ 


gen dieſes Friedensvertrages ſtrotzten von Wildheit, Eroberungs⸗ 
luſt, Geſetzesverachtung und Ehrloſigkeit, fie ſeien ebenſo grauſam 


wie ſchamlos und ebenſo ſinnlos wie gemein. Nunmehr habe aber 
auch die deutſche Reichsregieſung dem Reichstag das 
Weißbuch „Das Saargebiet unter der Herrſchaft 


des Waffenſtillſtandsabkommens und des Ver⸗ 


trages von Verſailles“ vorgelegt, eine fleißige, hoch⸗ 
anerkennenswerte Arbeit, welche der beſte Beweis dafür ſei, 
wie ſehr ſich die Reichsregierung gegenüber 
allen diesbezüglichen un wahren Gerüchten, 
welche die Franzoſen gefliſſentlich im Saargebiet verbreiten, ſeit 
der Beſetzung der treudeutſchen Saarbe völkerung 


angenommen habe. Dieſes Weißbuch ſei aber eine 


ſch were Anklage gegen E es ſei ein Ruf 
e 


nach Gerechtigkeit an die ganze lt. Wer dieſes 
Weißbuch leſe, werde das Gebot der Stunde kennen: Das 
Vaterland über Parteien und Perſon zu ſtellen. 


In gegenſeitiger a's ohne Rückſicht auf die Ani 


keit des einzelnen es die höchſte Zeit, daß das 
zu ſein, alle ohne Rückficht Perſon, 
Stand und Parteizugehörigkeit beſeelen möge. 
In dieſem Sinne ſei der Bund „Saar⸗Verein“ geſchaffen worden. 
Nachdem Redner die Aufgaben, die ſich der Bund und die Ge⸗ 
ſchäftsſtelle „Sa ar⸗Verein“ gelben eingehend dargelegt hatte, 
gab er der Verſicherung Ausdruck, daß das Saargebiet, das Land 
unſerer Väter und Kinder und der Toten, die 1870 und im 


Weltkriege für ihr Vaterland ihr Leben gelaſſen hatten, und das 


Land, in dem ſo viel auf dem Feld der Arbeit geblieben ſeien, 
unbedingt deutſch ſein und deutſch bleiben werde. Im 
Auftrage der S. P. D. der Filiale Wanne richtete 
der Vorſitzende derſelben, Herr Büchel, etwa folgende Worte an 
die Verſammlung: „Wenn je ein Volk in der Geſchichte durch 
Leiden eines langen Krieges, durch Not, wehrlos den Feinden 


preisgegeben, Drangſalierungen, Schikanierungen, Enttäuſchungen 
aller Art zu leiden gehabt hat, dann iſt es das deutſche Volk nach 


dem Jahre 1918, nach dem verhängnisvollen Waffenſtillſtand ge⸗ 
weſen. Wenn je durch inneren Hader, durch innere Zeriſſenheit 
egoiſtiſch, e rückſichtslos dem Sieger günſtige Ge 

legenheit gegeben wird, dieſes für ſich auszunützen, ſo iſt es durch 


Deutſche geſchehen. Darum wäre es erſte Pflicht eines jeden 


von uns, zur Selbſterkenntnis zu kommen, um unſer Vaterland 


nicht noch weiter in Gefahr bringen. Die Volks⸗ 


genoſſen aus dem Saargebiet lehren uns 
mit gutem Beiſpiel, was wahre Liebe zum 
Vaterlande iſt, und mancher, der die Not des Vater⸗ 
landes zu egoiſtiſch⸗materialiſtiſchem Zwecke für fo ausnützt, 
könnte an dem Opferjinn und der Liebe der 
Saarländer ſich ein Beiſpiel nehmen zur Beſſe⸗ 
rung. Aber auch in den Kreiſen der Arbeiter habe ich oftmals 
bittere Worte vernommen, die, aus Unkenntnis oder See tea 2 
keit geſprochen, mich als Deutſchen N bis tief ins Inner 

getroffen haben. z es von Arbeitern kam und gerade denen, 


von denen geſagt wurde, daß ſie von ihrer Scholle durch den 


Franzmann vertrieben ſeien, alles Hab und Gut laſſen mußten, 
aber doch Deutſche blieben, trotz aller Gefahr, wenn ich dann die 
Worte hörte von Arbeitern, denen die Geflohenen ihr Leid klag⸗ 


ten, „es kann uns einerlei ſein, ob wir Franzoſen oder Eng⸗ 


länder ſind“, dann war das für mich wie ein Schlag ins Geſicht. 
Sie ſehen in der Sache Braun von der „Volksſtim mel in 
Saarbrücken, daß der Franzmann keinen Unterſchied 
in der Partei kennt, darum müſſen wir dieſes beherzigen, 
im Innern unſere Angelegenheiten regeln mit Vernunft zur Er⸗ 
N unſeres Vaterlandes, a ber nach a ub en ge) gl 200 e⸗ 
nes Auftreten, ineiner Frontals Deutſche. 

alle Kreiſe darin einig, auch opferwillig wären, dann ſtänden wer 
uns beſſer, erzielten auch bei den Siegern eine andere Haltung 
u uns. Wehrlos ſind wir, darum muß es einen Kampf der 


n geben, war unſer Vertrauen zum Völkerbund die einzige 


Hoffnung auf Gerechtigkeit, haben wir wirklich Schuld, und wollen 
wir dieſes alles durch Erfüllen unſerer Pflichten gut machen, 
dann darf man uns den Glauben nicht durch Ur⸗ 
teile wie Oberſchleſien rauben. Wenn wir 
uns * bedrängt fühlen, müſſen wir unſere Stimme 
„Volk in Mo an die anderen Nationen richten, im 


Glauben, daß die gerechte Sache doch Helfer auf den Plan ruft. 


Wir wollen kein Almoſen, nur Gerechtigkeit, daß alles, 
was echt deutſch war, auch uns bleibt. Mit dieſen Worten laſſen 
Sie mich ſchließen, indem wir we pen Kraft ihnen zur Seite 
ſtehen, auf uns vertrauen, das können und machen wir 
mit gutem Recht, indem wir jagen: 

Was Deutſch iſt, ſoll auch Deutſch bleiben!“ 


Im Anſchluß an die eindrucksvolle Rede des Herrn Redakteurs 
Ollmert wurde folgende Entſchließung gefaßt: 

„Die am 13. November d. J. in Wanne verſammelten Ver⸗ 
treter vieler Ortsgruppen des Bundes Saar⸗Verein, ſo⸗ 
wie ſonſtige öffentliche Körperſchaften und Vereine, Angehörige 
aller politiſchen Parteien und ſonſtiger Vereine richten im 
Namen des Volkes an der Saar das durch ein durch 
nichts zu rechtfertigendes Militärregime im Saargebiet mundtot 


gemacht ijt, einen Aufruf an das deutſche Volk und weit 
über die Grenzen hinaus an alle ziviliſierten Völker 


der Erde, insbeſondere aber an jene Völker, welche dem Völker⸗ 
„Helft dem Volke ander Saar, befreit 
es aus 

ein hochziviliſtertes Volk im Herzen Europas zu franzöſiſchen Pro⸗ 
pagandazwecken als willenloſer Spielball ma wird.“ Cle⸗ 
mencau hat durch ſeine Lüge, daß im Saargebiet 150000 
wohnten, die Schandbeſtimmungen 
von Verſailles erreicht. Im Saargebiet wohnten vor dem 


enn / 


einer Vergewaltigung. Laßt nicht zu, daß 
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ro Kriege nicht mehr Franzoſen als in einem anderen deutſchen Ge⸗ 
biet. Die Saarbevölkerung iſt rein deutſch, war es auch von jeher. 


mit den 150 000 Unterſchriften vorlegen. 


richtete. 


oF ſchönen Verlauf des 


an alle aus dem S 


laſſen zu wollen. = 


% 


„Saar · Frennd” 


Die franzöſiſche 

es 
kann jie nicht, denn es handelt jig um Lüge und 
Fälſchung. Sollen die Völker auf dem Boden des Rechts wei⸗ 


der miteinander verkehren, ſo muß dieſes, auf Grund einer Fäl⸗ 


ſchung an die Bevölkerung des Saargebiets begangene Anrecht 
aus der Welt geſchafft werden. Ein Druck ohnegleichen laſte auf 


unſere Schweſtern und Brüder an der Saar. Denunziationen, 


Spitzeleien und allerlei Schikanen ſind an der 


Tagesordnung. Familien werden rückſichtslos auseinander⸗ 
geriſſen. Das Volk muß ſchweigen. Kein Parlament ſteht 
ihm zur Verfügung. Ihm bleibt nur der Appell an das Ge⸗ 


wifjen der Welt und an den Völkerbund. | 
Ihr Heimats⸗ und Volksgenoſſen an der Saar, harret aus 


und bleibttreu dem lieben deutſchen Vaterlandel 
Sat für euch muß einmal der Tag der Befreiung kommen. 
ießt eure Reihen immer feſter. Seid vor allem einig! Stellt 


zurück allen inneren Streit und Hader, habt ſtets vor Augen die 
gemeinſame Gefahr. Vom Völkerbund und ſämtlichen ziviliſierten 
Staaten der Erde erwarten wir, daß dieſes Unrecht aus der Welt 


geſchafft und das Saargebiet wieder mit dem Mutterland 
Preußen⸗Deutſchland vereinigt wird.“ 3 | 
} Für die Deutſche Volkspartei ſprach Herr Gewerkſchaftsſekre⸗ 


tät Schneider⸗Herne, indem er in tiefergreifender Weiſe über die 
Bedeutung des Wortes „Heimat“ ſprach und zum Schluß einen 
warmen Appell zur Einigkeit und Eintracht an die Anweſenden 


Dankenswerter Weiſe 
außerordentlich verſchönte; ebenſo verdient machte ſich der Turn⸗ 
klub Wanne und einige jüngere Mitglieder der Ortsgruppe durch 
Vortrag eines Prologs und mehrerer Gedichte um den weiteren 

bends. Ihnen allen ſei auch an dieſer Stelle 


* 


. 


Nachdem der Völkerbund ſ. Zt. die reſtloſe Zurücknahme aller 
bisher erfolgten Ausweiſungen aus dem Saargebiet von dem 


Präſidenten der Saarregierungskommiſſion, Staatsrat Rau [t, 
verlangt hat, ſoll in einer Eingabe an den Völkerbund erneut 


gegen die bisher nicht aufgehobenen Aus⸗ 
weiſungen Einſpruch erhoben und die Aufhebung 


gefordert werden. 


um eine genaue Nachweiſung aller wegen ihrer deut⸗ 


ſchen Geſinnung immer noch ausgewieſenen Perſonen aufſtellen zu 


können, bitten wir hierdurch nochmals dringend die betr. Per⸗ 
ſonen, welche unſerer Aufforderung bis ietzt noch 
nicht entſprochen haben, uns ihre genaue Anſchrift, 
Name, Stand, Alter, Wohnort, die Zeit und den 
Grundoder die Artihrer Ausweiſung gefl. umgehend 
mitteilen zu wollen. aoe 
Alle deutſchen Zeitungen bitten wir, im vater⸗ 
ländiſchen Intereſſe vorſtehenden Aufruf abdrucken und verbreiten 
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ftellte ſich das Doppelquartett Glückauf“ 
Pluto, Wanne zur Verfügung, deſſen Mitwirkung den Abe 
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Was jeder Deutſche 

vom Saargebiet und 
Bund, Saar ⸗ Verein“ 
wiſſen muß! 


Merkblatt mit 
der Karte des Saargebiets 


Verlag: Geſchäftsſtelle „Saar⸗Verein“ 
Berlin SW. u, Nöniggrätzer Siraße 94 


Das Merkblatt beantwortet folgende Fragen: 


Was iſt das Saargebietꝰ 

Was haben die Beſtimmungen von Verſailles dem 
Saargebiet gebracht? 

Fol en für die Saarbewobner? 

Wie wehren ſich die Saardeutſchen gegen den moras 
liſchen und materiellen Terror? 

Welche igh haben die Verhältniſſe im Saargebiet 
für Deutſchlandꝰ 

Was bedeutet das Saargebiet für die Welt? 

Was müſſen wir für unſere deutſchen Schweſtern 
und Brüder im Saargebiet tun? 

Was bezwecken der Bund und die Geſchäftsſtelle 
„Saar⸗ Verein“? 


De Saarbevölketrung hält feſt am deutſchen Vaterlande, um fo 
lauter erhebt ſie aber auch ihren Notrufe: „VBergeſfet uns 
nicht!“ Dleſer Notruf darf nicht ungehört bei uns verhallen. 
Wir miiffen ein Band ſchaſen, das das Saargebiet trotz oder ges 
rade wegen der zeitweiſen Losreißung vom deutſchen Daterlande 

and, das Ges 
chlechter überdauert und fremden Sewalten trotzt, {ft die Hei wat⸗ 
iebe und auf dieſe und die deutſche Treue allein baut der Bund 
„Saar - Verein“ ſeine Arbeit auf, von ihnen nimmt er ſeine Kraft 
und die Sewißheit des Erfolges 2 Arbeit. Das Saargediet 
iſt und muß auch deu bleiben, das iſt der Wahlſpruch, 
unter dem er arbeitet. Deshalb gelt es vor allem, treue Candss 
mannfdaft durch die Gründung der Saar-⸗ Vereinigungen und 
das Zuſammenhalten der Einzelmitglieder zu pflegen. Durch Vors 
träge über die Saarheimat, durch Vorbereitung heimatdialektiſcher 
Anterhaltungs⸗ und Kunftabende, durch faarheimifhe Volksveran⸗ 
ftaltungen und durch zwangloſe 8 muß überall die 
gelſtige Verbindung mit der Saarheimat aufrecht erhalten werden. 


Darum helfe jeder bei unſerer Arbeit für das Saar⸗ 
gebiet mit durch Beitritt dur Bunde „Saar⸗Verein“ 
oder zu einer Ortsgruppe des Bundes „Saar⸗Verein.“ 
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